Satzung zur Anderung der
Abfallsatzung der Stadt Oberursel (Taunus)

Auf Grund der 88 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI. | S.142), zuletzt gedndert durch
Gesetz vom 21.06.2018 (GVBI. S. 291),

§ 20 Abs. 1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBI. | S. 212),
zuletzt geéndert durch Gesetz vom 20.07.2017 (BGBI. | S. 2808) in Verbindung
mit 8 1 Abs. 6 und 8 5 des Hessischen Ausfiihrungsgesetzes zum Kreislaufwirtschaftsgesetz
(HAKrWG) vom 06.03.2013 (GVBI. S. 80) zuletzt geandert durch Gesetz vom 30.05.2018
(GVBI. S. 82) und

der 88 1 bis 6 a, 9 und 10 des Gesetzes Uiber Kommunale Abgaben (KAG) in der Fassung
vom 24.03.2013 (GVBI. S. 134), zuletzt geadndert durch Gesetz vom 28.05.2018
(GVBI. S. 247), hat die Stadtverordnetenversammlung am 13.09.2018 folgende Anderungs-
satzung beschlossen:

Artikel 1:
Die Abfallsatzung der Stadt Oberursel (Taunus) vom 10.10.2014 wird wie folgt ge&ndert:
1. 81 wird wie folgt geandert:

1.1 81 Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen.

2. 82 wird wie folgt geandert:

2.1 8 2 Abs. 5 wird wie folgt um Satz 2 erganzt:
.Keine Bioabfdlle im Sinne dieser Satzung sind Kiichen- und Speiseabfélle aus
anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen sowie Erdaushub. Ebenfalls
keine Bioabfalle sind Biokunststoffe, auch wenn sie als biologisch abbaubar
gekennzeichnet sind.”

2.2 8§ 2 Abs. 6 erhélt folgende Fassung:
.Kompostierbare Gartenabfalle sind biologisch abbaubare pflanzliche Abfalle, die
typischerweise im Garten anfallen (z.B. Laub, Gras, Unkraut, Baum- und
Strauchschnitt).”

2.3 82 Abs. 7 erhélt folgende Fassung:
~operrige Abfalle sind alle sperrigen Gegenstande, die wegen ihrer Grof3e, auch nach
einer zumutbaren Zerkleinerung, nicht in die AbfallgefalRe passen, wie Mdbelstiicke,
Matratzen und Ahnliches. Die sperrigen Gegenstande dirfen ein Gewicht von 50 kg
und die MalRe von 2 m x 1 m x 1 m nicht tberschreiten. Von der Sperrmillabfuhr
ausgeschlossen sind:

a) Restabfall, der nach zumutbarer Zerkleinerung in die Abfallgefal3e passt,

b) Bauschutt, Steine, Erde, Sand, Zement, Baumwurzeln, Baumstimpfe sowie
Baumstamme,

c) Baustellenabfalle, A4 Holz, sowie fest verbaute Bestandteile des Hauses, wie
z.B. Fenster, Turen, Bodenbelage, Sanitareinrichtungen, usw.,

d) Fakalien, ekelerregende Stoffe und Tierkadaver,

e) flissige Stoffe aller Art, z.B. Farbreste, Ol usw.,
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f) gefahrliche Abfalle wie Sauren, wassergefahrdende, 6lhaltige, zundfahige,
explosive, radioaktive, giftige sowie gasentwickelnde Stoffe,
g) Autowracks, Maschinen und Teile derselben tber 50 kg,

h) Altreifen,

i) Oléfen und Oltanks,

i) kompostierbare Gartenabfélle,

k) Zeitungen, Zeitschriften, Kartonagen,

)] Altglas, Glasplatten, Spiegel, Fensterglas, Schranktiren mit Glasscheiben,
m) Elektro- und Elektronikschrott,

n) Sacke oder Kartons mit Kleinteilen, Altkleidern, usw.”

8§ 5 wird wie folgt geandert:

8 5 Abs. 3 erhalt folgende Fassung:

»Zur Einsammlung der in Abs. 1 Buchstabe b) genannten Gartenabfalle veranstaltet
die Stadt jahrlich besondere Abfuhren. Die Gartenabfédlle (max. Lange: 1 m, max.
Durchmesser: 0,1 m) sind an den dafir vorgesehenen Abfuhrtagen gebiindelt oder in
verrottbarem Material verpackt (z.B. Jute-, Papiersack) vom Abfallbesitzer zur Abfuhr
bereitzustellen. Ausgenommen sind Baumstimpfe oder Wurzelballen sowie
Erdaushub. Die Abfuhr erfolgt in der Regel zweimal im Jahr. Zuséatzlich wird Anfang
des

Jahres eine  Weihnachtsbaumsammlung durchgefiihrt. Die  Regelungen
des § 9 Abs. 1 und 2 gelten entsprechend.”

In § 5 Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe ,§ 9“ durch die Angabe ,§ 8“ ersetzt.

In § 5 Abs. 5 Satz 1 wird die Angabe ,§ 9“ durch die Angabe ,§ 8“ ersetzt.

§ 6 wird wie folgt geandert:

In § 6 Abs.1 Satz 1 werden die Worter ,d) Altdl und dlverschmutzte Betriebsmittel®,
gestrichen, die bisherigen Buchstaben e) bis k) werden zu d) bis j).

In § 6 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe ,Buchstabe j)“ durch die Angabe ,Buchstabe i)
ersetzt.

In § 6 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe ,Buchstabe i)* durch die Angabe ,Buch-
stabe h)“, die Angabe ,Buchstabe k)* durch die Angabe ,Buchstabe j)* und das Wort
.Recyclinghofes” durch das Wort ,Wertstoffhofes® ersetzt. Hinter dem Wort
,Oberursel* wird das Wort ,(Taunus)* eingeflgt.

In § 6 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe ,Buchstabe k) durch die Angabe ,Buchstabe j)*
und das Wort ,Recyclinghof durch das Wort ,Wertstoffhof* ersetzt.

In § 6 wird nach Abs. 4 folgender neuer Abs. 5 eingefiigt:

,Auf dem Betriebsgeldande des vom BSO betriebenen Wertstoffhofes gilt zur
Gewahrleistung von Sicherheit und Ordnung die Hausordnung, welche auf dem
Wertstoffhof in aktueller Fassung aushangt.”
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8 8 wird gestrichen. Die bisherigen 8§88 9 bis 12 werden zu 88 8 bis 11.

§ 8 (bisher § 9) wird wie folgt geandert:

§ 8 Abs. 2 Satz 1 wird im Anschluss an die Worter ,sich gut schlielen lassen® wie
folgt erganzt:

.,und bei Gefallen, bei denen die maximal zuldssige Befiillung bis zu einer
bestimmten Fulllstandmarkierung zulassig ist, darf diese nicht Uberschritten werden.*

In 8 8 Abs. 3 wird nach Satz 2 folgender Satz 3 eingefugt:

,Die GefalRe sind am Vorabend des Abfuhrtages ab 18:00 Uhr oder aber an den
Abfuhrtagen bis spatestens 6.00 Uhr bereit zu stellen.” Der bisherige Satz 3 wird zu
Satz 4.

8 8 Abs. 3 Satz 4 (bisher Satz 3) erhélt folgende Fassung:

,Nach erfolgter Leerung oder unterbliebener Leerung aufgrund von Fehl- oder Uber-
fullungen der Gefale, sind diese unverziglich durch den Anschlusspflichtigen oder
den von ihm Beauftragten auf das Grundstlick zurlickzustellen.”

8 8 Abs. 6 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,Die Zuteilung der RestabfallgefalRe auf die anschlusspflichtigen Grundstiicke erfolgt
durch den Magistrat nach Bedarf, wobei sich der Bedarf bei privaten Haushaltungen
an einem GefaRvolumen von 6 |/Woche und Bewohner und bei Gewerbebetrieben
an einem GefalRvolumen von 3 |/Woche und Beschaftigten orientiert.”

In & 8 Abs. 6 werden nach Satz 3 folgende Satze 4 und 5 neu angefugt:

»AUf schriftlichen Antrag kann die gemeinsame Nutzung von Restabfall-, Bioabfall-
und Altpapiergefal3en auf zwei benachbarten Grundstiicken zugelassen werden. Die
Anschlusspflichtigen haften als Gesamtschuldner.”

In § 8 Abs. 10 Satz 5 wird die Angabe ,§ 12" durch die Angabe ,§ 11 ersetzt.

In & 8 Abs. 11 werden nach Satz 3 folgende Satze 4 und 5 neu angefligt:

,Die Bioabfalle durfen nur lose oder unter Verwendung von Papiertiten bzw.
Zeitungspapier in die BioabfallgefalRe eingebracht werden. Die Verwendung von

Kunststoff- oder Maisstarketiiten (sogenannte Biobeutel) ist — vorbehaltlich
zuklnftiger Zulassigkeit — derzeit nicht gestattet.”

8 9 (bisher § 10) wird wie folgt geandert:

In § 9 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe ,§ 9 durch die Angabe ,§ 8“ ersetzt.

8 10 (bisher 8 11) wird wie folgt geandert:

In § 10 Abs. 1 Satz 2 wird nach dem Wort ,Oberursel® das Wort ,(Taunus®)
eingeflgt.

8 10 Abs. 4 wird gestrichen.

8 10 Abs. 5 wird zu Abs. 4.



9. 8§11 (bisher § 12) wird wie folgt geéandert:
9.1 In § 11 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe ,§ 9“ durch die Angabe ,§ 8* ersetzt.
9.2 In § 11 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe ,§ 9“ durch die Angabe ,§ 8* ersetzt.

9.3 In § 11 Abs. 2 Satz 6 wird die Angabe ,§ 9“ durch die Angabe ,§ 8* ersetzt.

9.4 In § 11 Abs. 3 Satz 2 wird der Betrag ,21,83 EUR® durch den Betrag ,24,49 EUR"

ersetzt.

9.5 In § 11 Abs. 5 Satz 1 wird die Angabe ,§ 9“ durch die Angabe ,§ 8* ersetzt.

9.6 In § 11 Abs. 5 Satz 4 wird der Betrag ,21,83 EUR® durch den Betrag ,24,49 EUR"

ersetzt.

10. 8 12 wird hinter 811 neu eingefugt:

(1)

(2)

3)

“§ 12
Unterbrechung der Abfallabfuhr, Reklamationen“

Bei vorlbergehenden Einschrankungen, Unterbrechungen, Verspatungen
oder Ausfallen der Abfuhr infolge von Betriebsstérungen, héherer Gewalt oder
Streik besteht kein Anspruch auf Gebihrenermafigung.

Die bereits zur Abfuhr bereitgestellten Abfélle sind bei Stérungen i.S.
des Abs. 1, die langer als einen Tag andauern, von den Uberlassungs-
pflichtigen wieder zuriickzunehmen. Millbehéalter sind an ihren gewohnlichen
Standplatz zurlickzustellen.

Reklamationen wegen Nichtabholung oder nicht ordnungsgemafer Abholung
von Abfall, trotz rechtzeitiger Bereitstellung, missen unverziglich, spatestens
binnen einer Ausschlussfrist von 2 Werktagen, erhoben werden. Nach Ablauf
dieser Frist ist eine gebuhrenfreie Nachholung nicht mehr méglich*

11. 8§ 13 wird wie folgt geandert:

11.1 § 13 Abs. 1 Satz 3 erhalt folgende Fassung:
Sie haben sich als Mitarbeiter des BSO entsprechend zu legitimieren.*

12. 8 14 wird wie folgt geandert:

12.1 In § 14 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe ,§ 9“ durch die Angabe,§ 8“ ersetzt.



12.2 § 14 Abs. 2 Satze 2 bis 4 werden wie folgt geandert:

-Es werden bei zweiwdchentlicher Abfuhr folgende monatliche Geblihren erhoben:

60 |-Gefal3: 15,03 EUR,
80 I-Gefal: 17,79 EUR,
120 I-Gefal: 23,32 EUR,
240 |-Gefal: 43,27 EUR,
770 |-Gefal: 129,29 EUR,
1.100 |-Gefal3: 180,39 EUR.

Bei von der Stadt genehmigter Eigenkompostierung nach 8§ 11 Abs. 2 werden bei
zweiwdchentlicher Abfuhr folgende monatliche Gebiihren erhoben:

60 I-Gefal: 14,19 EUR,
80 |-Gefal: 16,12 EUR,
120 I-Gefal: 19,97 EUR,
240 |-Gefal3: 36,58 EUR,
770 |-GefaR: 109,22 EUR,
1.100 I-GefalR: 150,28 EUR.

Bei von der Stadt erteilter Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang nach
§ 11 Abs. 5 werden bei zweiwdchentlicher Abfuhr folgende monatliche Gebiihren

erhoben:
60 I-Gefali: 12,52 EUR,
80 |-Gefal3: 14,45 EUR,
120 |-Gefali: 18,30 EUR,
240 |-GefalR: 33,24 EUR,
770 |-Gefal: 99,19 EUR,
1.100 |-Gefaf: 140,25 EUR.

12.3 In § 14 Abs. 3 Satz 2 wird das Wort ,Alt6l* gestrichen und das Wort ,Recyclinghof*
durch das Wort ,Wertstoffhof* ersetzt.

12.4 § 14 Abs. 4 erhalt folgende Fassung:
,<Abfallsdcke werden gegen eine Gebuhr von 4,00 EUR sowie Gartenabfallsécke
gegen eine Gebuhr von 1,00 EUR abgegeben.”

12.5 § 14 Abs. 5 erhdlt folgende Fassung:
+~Werden auf Wunsch des Anschlusspflichtigen Bioabfallgefalle oder zuséatzliches
-fillvolumen Uber die Regelausstattung hinaus zugeteilt oder wird auf Wunsch des
Anschlusspflichtigen der Leerungsrhythmus fur Restabfall (8 7 Abs. 1) erhoht,
werden folgende zusatzliche monatliche Geblhren erhoben:

a. fur Bioabfallgefalie bei Zuteilung eines

120 I-Gefal3: 5,88 EUR,
240 |-Gefal3: 11,76 EUR,

bei 120 | GefalRen, bei denen die Befillung nur bis zur 40 |, 60 | oder 80 | Fllstand-
markierung zulassig ist, kann das zuldssige Fullvolumen jeweils in 20 | Schritten bis
zur vollen Fillhéhe von 120 | aufgestockt werden. Je zusatzliche 20 | Fillvolumen
wird eine monatliche Gebuhr von 0,98 EUR erhoben;



b. fir Restabfall bei Anderung des Leerungsrhythmus von zweiwéchentlich auf

12.6

12.7

12.8

12.9

wochentlich
770 |-GefaR: 137,10 EUR,
1.100 I-GefaR: 194,41 EUR.

Anderungen sind nur auf schriftichen Antrag des Anschluss- und Benutzungs-
pflichtigen méglich. Fur die Bearbeitung des Antrags wird eine Verwaltungsgebthr in
Hohe von 24,49 EUR erhoben. Eine Anderung des Leerungsrhythmus von
zweiwdchentlich auf wochentlich ist nur maoglich, sofern es die Mitarbeiter- und
Fahrzeugkapazitaten zulassen.*

8 14 Abs. 6 erhalt folgende Fassung:

,FUr An-, Ab- und Ummeldungen von AbfallgefalBen wird eine Gebuhr
von 14,38 EUR erhoben. Bei der erstmaligen Anmeldung aufgrund eines Wechsels
des Grundstickseigentimers wird flir die Anmeldung keine Geblhr erhoben.
Werden bei einer An- und Ummeldung mehrere Geféal3e getauscht, fallt die Gebuhr
nur einmal an. Fir die Bearbeitung eines Antrags auf gemeinsame Nutzung der
Restabfall-, Bioabfall- und Altpapiergeféal3e nach § 8 Abs. 6 wird eine Verwaltungs-
gebuhr von 24,49 EUR erhoben.®

§ 14 Abs. 7 erhélt folgende Fassung:

~Werden 240 | oder 1.100 | Restabfallgefale oder 240 | Bioabfallgefal3e bei
offentlichen Festen (Brunnenfest, Kerb etc.) zur Verfigung gestellt, so wird je
Leerung eine Gebuhr von 6,48 EUR flr 240 | Bioabfallgefal3e, von 12,36 EUR
fur 240 | Restabfallgefalle und 56,67 EUR flr 1.100 | Restabfallgefal3e zuziglich
einer einmaligen Transportgebihr von 55,56 EUR erhoben. Die Transportgebihr
gilt fir den Transport von jeweils bis zu 3 Abfallgefalen.*

In § 14 Abs. 8 Satz 2 wird nach dem Wort ,Oberursel das Wort ,(Taunus)*
eingefugt.

814 Abs. 8 Satz 3 erhalt folgende Fassung:

,Die Gebihr pro Reinigung:

eines 2-Rad Gefalles (60 | bis 2401)  betragt 22,44 EUR und
eines 4-Rad Gefaltes (770 | bis 1.100 |) betragt 29,10 EUR.*

12.10 In § 14 Abs. 9 Satz 3 wird die Angabe ,§ 9“ durch die Angabe ,§ 8“ ersetzt.

12.11 In § 14 Abs. 9 Satz 4 wird die Gebuhr ,36,00 EUR" durch ,40,00 EUR" ersetzt.

12.12 In § 14 Abs. 10 Satz 2 wird die Gebuhr 46,37 EUR" durch ,43,14 EUR" ersetzt.

12.13 § 14 Abs. 10 Satz 4 wird wie folgt neu gefasst:

-Wird keine regulare Leerung nachgeholt, sondern eine zusatzliche Leerung oder
eine Restabfall- anstelle einer Bioabfallleerung durchgefihrt, so fallen neben der
Gebihr nach Satz 1 die folgenden Gebuhren an:

60 I-GefalR: 5,58 EUR,
80 I-Gefali: 6,31 EUR,
120 I-Gefal3: 7,79 EUR,
240 |-Gefaf: 12,21 EUR,
770 |-Gefals: 31,72 EUR,

1.100 |-Gefal3: 43,88 EUR.®



13. 8§ 15 wird wie folgt geandert:

13.1 In der Uberschrift von § 15 wird das Wort ,Recyclinghof* ersetzt durch das Wort
~Wertstoffhof“.

13.2 8§ 15 Abs. 1 Buchstabe a) wird wie folgt neu gefasst:

,a) Baustellenabfalle

Eimer bis 20 | oder vergleichbare Gréle 3,00 EUR,
Schubkarren oder vergleichbare Gréle 12,00 EUR,
je angefangenem % cbm 37,50 EUR*

13.3 8§ 15 Abs. 1 Buchstabe c) wird wie folgt neu gefasst:

,C) Altreifen
Pkw-Reifen ohne Felgen (Stlick) 2,00 EUR,
Pkw-Reifen mit Felgen (Stlck) 4,00 EUR,
Lkw-Reifen ohne Felgen (Stiick) 10,00 EUR,
Lkw-Reifen mit Felgen (Stlick) 30,00 EUR,
Traktorreifen klein/Vorderrad (Sttick) 20,00 EUR,
Traktorreifen grof3/Hinterrad (Stiick) 40,00 EUR.®

13.4 In § 15 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort ,Altol“ ersetzt durch die Worter ,Elektro- und
Elektronikschrott®.

14. § 16 wird wie folgt geandert:
14.1 In § 16 Abs. 2 wird die Angabe ,§ 12“ durch die Angabe ,§ 11“ ersetzt.
14.2 In § 16 Abs. 3 wird die Angabe ,§ 12“ durch die Angabe ,§ 11“ ersetzt.

14.3 In § 16 Abs. 6 wird die Angabe ,§ 12“ durch die Angabe ,§ 11“ ersetzt.

15.8 17 wird hinter 8 16 neu eingeflgt.
Die bisherigen 8 17 und § 16 (In-Kraft-Treten/Aul3er-Kraft-Treten) werden
zu 818 und § 19.

.8 17
Verarbeitung personenbezogener Daten

D) Zum Zwecke der Bedarfsplanung, der Geblhrenbedarfskalkulation und der Fest-
setzung und Betreibung nach Maligabe des kommunalen Abgabengesetzes ist es
zulassig, Angaben Uber die anschlusspflichtigen Personen mit Name und Adresse
sowie Angaben Uber die angeschlossenen, anschlusspflichtigen und anschliel3baren
Grundsticke automatisiert zu erheben, zu speichern und zu verarbeiten. Dies
geschieht auf Grundlage der Datenschutzverordnung (DS-GVO) Art. 4 Nr. 2.

(2) Uber Grundstiicke im Stadtgebiet werden folgende Kategorien personenbezogener
Daten erhoben, die verarbeitet werden:

* Adresse,

* Anzahl, GroRRe, GefaBnummer der Abfallgefalle,

* Leerungen und sonst. Meldungen zu den Gefal3en,
* Sperrmullauftrage,



3)

+ Dokumente wie Vollmachten, Sepa-Lastschriftmandate,

* Formulare oder Antrage zu GefalRen, Geblhrenbescheide,

+ Name, Adresse, Telefonnummer, E-Mailadresse und Ansprechpartner/in bzw.
Empfangsbevollmachtigte/r der Grundstiickseigentimer/innen oder sonst dinglich
Berechtigten an dem Grundstick,

+ Name, Adresse, Telefonnummer und E-Mailadresse und Ansprechpartner/in bzw.
Empfangsbevollméachtigte/r von anderen Anschlusspflichtigen als den/die dinglich
Berechtigte/n.

Die Daten werden solange gespeichert, wie sie fur die obengenannten Zwecke
erforderlich sind bzw. die Stadt Oberursel (Taunus) auf Grund gesetzlicher Auf-
bewahrungs- und Verjahrungsfristen hierzu verpflichtet ist.
Den von einer Datenerhebung betroffenen Personen steht das Recht auf Auskunft
nach Art. 15 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) zu sowie das Recht auf
Berichtigung falscher Daten (Art. 16 DS-GVO).*

16.8 18 (bisher § 17) wird wie folgt geandert:

16.1 § 18 Abs. 1 Buchstabe d) wird wie folgt gefasst:

,d) entgegen 8§ 8 Abs. 2 Abfallgefal3e zweckwidrig verwendet, insbesondere diese
dberfullt,”

16.2 § 18 Abs. 1 Buchstabe e) erhélt folgende Fassung:
.entgegen § 8 Abs. 3 zur Abfuhr bereitgestellte Abfalle oder Abfallgefale zu frih
bereitstellt oder geleerte AbfallgefalRe und bereitgestellt Abfélle entgegen § 8 Abs. 3
oder § 12 Abs. 2 nicht unverzuglich auf sein Grundstlck zurlckstellt,”

16.3 In § 18 Abs. 1 Buchstabe f) wird die Angabe ,§ 9“ durch die Angabe ,§ 8% ersetzt.

16.4 In § 18 Abs. 1 Buchstabe g) wird die Angabe ,§ 10“ durch die Angabe ,§ 9 ersetzt.

16.5 In § 18 Abs. 1 Buchstabe h) wird die Angabe ,§ 12* durch die Angabe ,§ 11“
ersetzt.

16.6 In § 18 Abs. 1 Buchstabe i) wird die Angabe ,§ 12“ durch die Angabe ,§ 11 ersetzt.

16.7 In § 18 Abs. 1 Buchstabe j) wird die Angabe ,§ 12“ durch die Angabe ,§ 11 ersetzt.

17.8 19 (bisher 8§ 16) wird wie folgt geandert:
17.1 In § 19 Satz wird das Datum ,,01.01.2015“ durch das Datum ,,01.01.2019" ersetzt.

17.2 § 19 Satz 2 wird gestrichen



Artikel 2:

Diese Anderungssatzung tritt am 01.01.2019 in Kraft.

Oberursel, den 14.09.2018

Der Magistrat

Hans- Georg Brum
Birgermeister

Offentlich bekannt gemacht durch Hinweisbekanntmachung in der Taunus Zeitung am
18.09.2018



Abfallsatzung der Stadt Oberursel (Taunus)

Auf Grund der 88 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung
(HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI. | S.142), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 18.07.2014 (GVBI. S. 178),

8 20 Abs. 1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBI. | S.
1324), zuletzt geéandert durch Gesetz vom 22.05.2013 (BGBI. | S. 1324) in Verbindung
mt 8 1 Abs. 6 und 8 5 des Hessischen Ausfihrungsgesetzes zum
Kreislaufwirtschaftsgesetz (HAKrWG) vom 06.03.2013 (GVBI. S. 80) und

der 88 1 bis 6 a, 9 und 10 des Gesetzes tUber Kommunale Abgaben (KAG) in der
Fassung vom 24.03.2013 (GVBI. S. 134), hat die Stadtverordnetenversammlung am
09.10.2014 folgende Satzung beschlossen:

§1
Aufgabe

D Die Stadt betreibt die Abfallentsorgung in ihrem Gebiet nach MalRRgabe des
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KI'WG) und des Hessischen
Ausfihrungsgesetzes zum Kreislaufwirtschaftsgesetz (HAKrWG) in der jeweils
geltenden Fassung und dieser Satzung als 6ffentliche Einrichtung.

2) Die Abfallentsorgung der Stadt umfasst das Einsammeln der in ihrem Gebiet
angefallenen und Uberlassenen Abfélle im Hol- und Bringsystem und die
Abgabe der eingesammelten Abfélle an den oder die Entsorgungspflichtigen.
Hierzu zahlt auch die Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von Gefal3en
(Papierkorben), die fir die Aufnahme von Abfallen aufgestellt werden, die bei
der Benutzung der o6ffentlichen Straen, Wege und Platze sowie offentlicher
Griunanlagen anfallen.

3) Sofern im Rahmen der Aufgaben nach Abs. 1 und 2 mit anderen Kommunen
Vereinbarungen zur Zusammenarbeit getroffen werden, die tber das Gebiet der
Stadt Oberursel (Taunus) hinausgehen, ist es zulassig, die Abfallentsorgung im
Rahmen der Vereinbarungen zu betreiben.

4) Die Stadt informiert und berdat im Rahmen der Erfullung ihrer
Einsammlungspflicht tber Moglichkeiten der Vermeidung, Verwertung und
Beseitigung von Abfallen. Diese Abfallberatung i.S.v. § 46 KrWG zahlt ebenfalls
zur Offentlichen Einrichtung.

(5) Zur Erfullung ihrer Aufgaben kann sich die Stadt Dritter bedienen.

§2
Begriffsbestimmungen

(2) Anschlusspflichtiger ist jeder Eigentimer, Erbbauberechtigte, Niel3braucher
oder sonst zur Nutzung eines Grundstiicks dinglich Berechtigte.

2) Benutzungspflichtiger ist jeder Anschlusspflichtige und sonstige Abfallerzeuger
oder —besitzer.

3) Bewohner ist jeder beim Einwohnermeldeamt mit Haupt- oder Nebenwohnsitz
gemeldete Einwohner.



(4)

()

(6)

()

(1)

)

a)

b)

Als Grundstiick im Sinne dieser Satzung gilt ohne Riicksicht auf die Eintragung
im Liegenschaftskataster oder im Grundbuch jeder zusammenhangende
Grundbesitz (auch Teilgrundstiicke) desselben Anschlusspflichtigen, der eine
selbstandige wirtschaftliche Einheit bildet.

Bioabfalle im Sinne dieser Satzung sind pflanzliche Kichenabfalle (z.B.
Gemise-, Obst- und Blumenabfall), Fette und tierische Erzeugnisse (z.B.
Wurst, Fleisch, Graten, Knochen), soweit diese nicht unter die Vorschriften zur
Tierkorperbeseitigung fallen, Speisereste sowie haushaltsiibliche Mengen von
Gartenabféllen (z.B. Laub, Gras, Unkraut, Baum- und Strauchschnitt).

Kompostierbare Gartenabfélle sind biologisch abbaubare pflanzliche oder aus
Pilzmaterialien bestehende Abfalle, die typischerweise im Garten anfallen (z.B.
Laub, Gras, Unkraut, Baum- und Strauchschnitt).

Sperrige Abfalle sind alle sperrigen Gegenstande, die wegen ihrer GroRRe nicht
in die Abfallgefalie passen und ein Gewicht von 50 kg nicht Uberschreiten, wie
Mobelstiicke, Matratzen und Ahnliches. Von der Sperrmiillabfuhr
ausgeschlossen sind:

a) Restabfall, der nach zumutbarer Zerkleinerung in die Abfallgefal3e passt,

b) Bauschutt, Steine, Erde, Sand, Zement, Baumwurzeln sowie
Baumstamme,

c) Féakalien, ekelerregende Stoffe und Tierkadaver,

d) flissige Stoffe aller Art, z.B. Farbreste, Ol usw.,

e) Sauren, wassergefahrdende, 6lhaltige, zindfahige, explosive, radioaktive,
giftige sowie gasentwickelnde Stoffe,

f) Autowracks, Maschinen und Teile derselben tber 50 kg,

g) Altreifen,

h) Oléfen und Oltanks,

i) kompostierbare Gartenabfélle,

j) Zeitungen, Zeitschriften,

k) Altglas,

[) Elektro- und Elektronikschrott.

§3
Ausschluss von der Einsammlung

Der stadtischen Abfalleinsammlung unterliegen alle Abfélle, soweit sie nicht
nach MalR3gabe dieser Satzung von der Einsammlung ausgeschlossen sind.

Von der Einsammlung ausgeschlossen sind:

Abfalle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten
Haushaltungen, soweit diese nicht in den bereitgestellten Abfallgefafien,
Depotcontainern, durch die Abfuhr sperrigen Abfalls oder andere
Einsammlungsaktionen nach dieser Satzung durch die Stadt eingesammelt,
befordert oder beseitigt werden konnen oder die Sicherheit der
umweltvertraglichen Beseitigung im Einklang mit dem Abfallwirtschaftsplan des
Landes durch einen anderen offentlich-rechtlichen Entsorgungstrager oder
Dritten gewabhrleistet ist. Hierzu z&hlen insbesondere geféahrliche Abfélle i.S.d.
§ 3 Abs. 5 Kr'WG und Erdaushub und Bauschutt,

Kleinmengen gefahrlicher Abfalle (8 1 Abs. 4 HAKrWG), die vom
Entsorgungspflichtigen (Landkreis) eingesammelt werden und diesem zu
tberlassen sind,
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Abfélle, die aufgrund eines Gesetzes oder einer Verordnung nach § 25 KrwG
einer Rucknahmepflicht unterliegen, soweit entsprechende
Ricknahmeeinrichtungen tatséchlich zur Verfligung stehen, und bei denen die
Stadt nicht durch Erfassung als ihr Ubertragene Aufgabe bei der Ricknahme
mitwirkt.

Die von der Einsammlung ausgeschlossenen Abfélle sind von den Erzeugern
und Besitzern dieser Abfalle zum Zwecke der Entsorgung entsprechend der
Abfallsatzung des Hochtaunuskreises in der jeweils aktuellen Fassung zu der
vom Landkreis angegebenen Sammelstelle, Behandlungsanlage oder
Abfallentsorgungsanlage zu beférdern oder beférdern zu lassen. Soweit der
Landkreis die Entsorgung dieser Abfalle ebenfalls ausgeschlossen hat, sind
diese Abfalle zum Zwecke der Entsorgung zu einer sonstigen dafur
zugelassenen Abfallentsorgungsanlage zu beférdern bzw. beférdern zu lassen.
Abfalle, die einer Rucknahmepflicht aufgrund eines Gesetzes oder einer
Verordnung nach 8 25 KrwG unterliegen, sind dem Rucknahmepflichtigen zu
Uberlassen.

§4
Einsammlungssysteme

Die Stadt fuhrt die Einsammlung von Abfallen im Hol- und Bringsystem durch.

Beim Holsystem werden die Abfdlle am Grundstick des Abfallbesitzers
abgeholt.

Beim Bringsystem hat der Abfallbesitzer die Abfalle zu aufgestellten
SammelgefalRen oder zu sonstigen Annahmestellen zu bringen.

8§85
Getrennte Einsammlung von Abfallen zur Verwertung
und sperriger Abfalle im Holsystem

Die Stadt sammelt im Holsystem folgende Abféalle ein:

sperrige Abfélle,
kompostierbare Gartenabfdlle,
Papier, Pappe und Kartonagen,
Bioabfélle.

Die in Abs. 1 Buchstabe a) genannten sperrigen Abfélle werden auf Abruf
eingesammelt. Pro Haushalt sind maximal vier Abholungen im Kalenderjahr mit
einem Gesamtvolumen von 3 m2 pro Abholung zulassig.

Zur Einsammlung der in Abs. 1 Buchstabe b) genannten Gartenabfalle
veranstaltet die Stadt jahrlich besondere Abfuhren. Die Gartenabfalle sind an
den dafur vorgesehenen Abfuhrtagen gebindelt (max. 1 m lang) vom
Abfallbesitzer zur Abfuhr bereitzustellen. Die Abfuhr erfolgt in der Regel
zweimal im  Jahr. Zuséatzlich wird Anfang des Jahres eine
Weihnachtsbaumsammlung durchgefiihrt. Die Regelungen des § 10 Abs. 1 und
2 gelten entsprechend.

Die in Abs. 1 Buchstabe c) genannten Abfalle zur Verwertung sind in den dazu
bestimmten GefaRen in den NenngréRen 120 |, 240 | und 1100 | vom

3
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Abfallbesitzer zu sammeln und unter Beachtung der weiteren Regelungen
dieser Satzung, insbesondere des § 9, zur Abfuhr bereitzustellen. Die Abfuhr
erfolgt alle vier Wochen.

Die in Abs. 1 Buchstabe d) genannten Abfalle zur Verwertung sind in den dazu
bestimmten GefalRen in den NenngréRen 120 | und 240 | vom Abfallbesitzer zu
sammeln und unter Beachtung der weiteren Regelungen der Satzung,
insbesondere des § 9, zur Abfuhr bereitzustellen. Die Abfuhr erfolgt alle zwei
Wochen.

86

Getrennte Einsammlung von Abfallen zur Verwertung und sperriger Abfélle im
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Bringsystem
Die Stadt sammelt im Bringsystem folgende Abfalle zur Verwertung:

Papier, Pappe und Kartonagen,

Schrott und sonstige Metalle,

Altholz,

Altol und 6lverschmutzte Betriebsmittel,

Altreifen,

Elektro- und Elektronikschrott aus Privathaushalten (z. B. HaushaltsgroR3gerate,
Klhlgerate, Informations- und Telekommunikationsgerate, Gerate der
Unterhaltungselektronik, Gasentladungslampen, Elektrokleingerate),
kompostierbare Gartenabfdlle,

Batterien und Fahrzeugbatterien,

Bauschutt /Baustellenabfalle,

Textilien,

sperrige Abfélle.

Die Stadt stellt zur Einsammlung der in Abs. 1 Buchstabe j) genannten Abféalle
Sammelbehdlter an allgemein zugéanglichen Platzen auf. Die Sammelbehélter
tragen Aufschriften zur Kennzeichnung der Abfalle, die in die Behalter
eingegeben werden durfen. Andere Abfélle als die so bezeichneten diirfen nicht
in diese Sammelbehalter eingegeben werden.

Die in Abs. 1 Buchstabe a) bis i) und k) genannten Abfélle sind vom
Abfallbesitzer zur Annahmestelle des Recyclinghofes des Bau & Service
Oberursel, Eigenbetrieb der Stadt Oberursel zu bringen und dem dort
anwesenden Personal zu uberlassen. Die in Abs. 1 Buchstabe a) und k)
genannten Abfalle sind vorrangig im Holsystem zu Uberlassen; eine
Uberlassung am Recyclinghof ist nur in Ausnahmefallen moglich.

Der Magistrat kann - um Belastigungen Anderer zu vermeiden - Einflllzeiten
festlegen, zu denen bestimmte Sammelbehdalter benutzt werden durfen. In
diesen Fallen werden die Einfullzeiten auf den davon betroffenen Behdltern
deutlich lesbar angegeben. AulRerhalb dieser Einfillzeiten durfen die davon
betroffenen Behalter nicht benutzt werden.

§7
Einsammlung von Abféllen zur Beseitigung (Restabfall)

Abfalle, die nicht der Verwertung zugefuhrt werden (Restabfall), werden im
Holsystem eingesammelt. Die Abfuhr erfolgt alle zwei Wochen.
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2) Der Restabfall ist vom Benutzungspflichtigen in den dafir vorgesehenen
Gefal3en zu sammeln und an den Abfuhrtagen unter Beachtung der weiteren
Regelungen in dieser Satzung bereitzustellen.

3) Zur Sammlung von Restabfall sind Gefalle mit nachfolgend genannten
NenngrofRen zugelassen:

a) 60,
b) 801,
c) 1201,
d) 2401,
e) 7701,
f) 1.1001.

(4) Andere als die von der Stadt bereitgestellten Abfallgefaf3e durfen nicht benutzt
werden. Sie werden von der Ausleerung ausgeschlossen.

(5) In die RestabfallgefaRe dirfen keine von der Einsammlung ausgeschlossenen
Abfalle nach 8 3 und keine Abfalle zur Verwertung eingegeben werden, die
nach den 88 5 und 6 getrennt gesammelt werden. VerstdRe gegen diese
Bestimmungen berechtigen die Stadt oder die von ihr mit der Abfuhr
beauftragten Dritten, die Abfuhr des Restabfalls zu verweigern, bis diese Abfélle
aus dem Restabfallgefaly entnommen worden sind. Die Ahndungsmdglichkeit
als Ordnungswidrigkeit bleibt in diesem Fall unberiihrt.

§8
Einsammlung von Abféllen auf 6ffentlichen Flachen

Fur die Aufnahme von Abfallen, die bei der Benutzung der 6ffentlichen Straf3en, Wege
und Platze sowie offentlicher Grinanlagen anfallen, stellt die Stadt Gefal3e
(Papierkorbe) auf, soweit dies nach den ortlichen Gegebenheiten erforderlich ist. Die
Besitzer dieser Abfélle sind verpflichtet, diese GefaRe zu benutzen. Dies gilt
insbesondere fir Hundekot, Pferdedapfel, Speiseabfédlle, Papiertaschentiicher,
Zigarettenkippen.

§9
Abfallgefalie

(2) Die Gefal3e fur den Restabfall und fur andere Abfélle, die im Holsystem entsorgt
werden, stellt die Stadt den Abfallbesitzern leihweise zur Verfiigung. Die
Anschlusspflichtigen haben diese Gefalie pfleglich zu behandeln. Sie haften fir
schuldhafte Beschadigungen und fuar Verluste. Der Verlust oder die
Beschadigung ist der Stadt unverziiglich vom Anschlusspflichtigen mitzuteilen.

(2) Die AbfallgefaRe durfen nicht zweckwidrig verwendet werden, insbesondere
diurfen sie nur so weit gefullt werden, dass ihre Deckel sich gut schliel3en
lassen. Einschlammen und Einstampfen des Inhalts ist nicht gestattet. Die
Deckel sind geschlossen zu halten. Die folgenden Gesamtgewichte dirfen nicht
Uberschritten werden:

60 |-Gefald 50 kg
80 I-Gefaly 50 kg
120 |-Gefald 60 kg
240 I-Gefal3 110 kg
770 I-Gefal 300 kg
1.110 I-GefaR 400 kg
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Eine Verpflichtung der Stadt zur Entleerung eingefrorener, eingestampfter und
Uberflllter Abfallgefalie besteht nicht.

Die AbfallgeféaRe sind an den 6&ffentlich bekanntgegebenen Abfuhrtagen und -
zeiten an gut erreichbarer Stelle an dem zur Fahrbahn liegenden Rand des
Gehweges oder - soweit keine Gehwege vorhanden sind - am auf3ersten
Fahrbahnrand fir eine gewilnschte Entleerung bereitzustellen. Der
StralRenverkehr darf nicht oder nicht mehr als notwendig und vertretbar
beeintrachtigt werden. Nach erfolgter Leerung der GefaRe sind diese
unverzuglich durch den Anschlusspflichtigen oder den von ihm Beauftragten auf
das Grundstuick zurlickzustellen.

In besonderen Fallen, insbesondere wenn Grundstiicke aus rechtlichen (z.B.
aufgrund von Unfallverhitungsvorschriften) oder tatsédchlichen Grinden nicht
von den Abfuhrfahrzeugen angefahren werden kénnen, kann der Magistrat
bestimmen, an welcher Stelle die Abfallgefa3e zur Entleerung aufzustellen sind,
wobei die betrieblichen Notwendigkeiten der Abfalleinsammlung zu
bertcksichtigen sind.

Abfallsdcke konnen ausnahmsweise anstelle von oder zusatzlich zu
RestabfallgefaRen zugelassen werden, wenn auf dem anschlusspflichtigen
Grundsttick nur voriibergehend geringe Restabfallmengen anfallen oder wenn
voribergehend zusétzliche Restabfallmengen anfallen, die in den Abfallgefal3en
nicht untergebracht werden kdnnen. Die Abfallsacke sind bei den vom Magistrat
zu benennenden Stellen zu beziehen.

Die Zuteilung der Restabfallgefalle auf die anschlusspflichtigen Grundstiicke
erfolgt durch den Magistrat nach Bedarf, wobei sich der Bedarf bei privaten
Haushaltungen an einem Gefal3volumen von 6 |/Woche und Bewohner
orientiert. Auf jedem anschlusspflichtigen Grundstiick muss mindestens das
kleinste zugelassene Gefal} fur den Restabfall vorgehalten werden. Die Stadt
ist bei Mehrfamilienhausern berechtigt, zwei oder mehrere kleine
Restabfallgefalle in ein grolReres Restabfallgefald umzutauschen. Auf
schriftichen Antrag ist die gemeinsame Nutzung von Restabfall- und
BioabfallgefaRen auf zwei benachbarten Grundstiicken zuzulassen.

Fur Betriebe und ahnliche Einrichtungen wird das erforderliche Gefaldvolumen
fur den Restabfall vom Magistrat unter Beachtung der regelmafiig anfallenden
Restabfallmengen auf dem jeweiligen Grundstiick festgesetzt.

Fur die Einsammlung von Papier, Pappe und Karton orientiert sich die
Regelzuteilung der Abfallgefalie an der Aufstellung der Restabfallgefalie, d.h.:
pro 60 | oder 80 | Restabfallgefal ein 120 | Abfallgefafs,

pro 120 | oder 240 | Restabfallgefal? ein 240 | Abfallgefafl? und

pro 770 | oder 1.100 | Restabfallgefal3 ein 1.100 | Abfallgefal.

Fur die Einsammlung von Bioabféllen orientiert sich die Regelzuteilung der
Abfallgefal3e an der Aufstellung der Restabfallgefalie, d.h.:

pro 60 | Restabfallgefal ein 120 | Abfallgefal3 mit maximal zulassiger Befiillung
bis zur 60 |-Fullstandsmarkierung,

pro 80 | Restabfallgefal? ein 120 | Abfallgefal? mit maximal zulassiger Befillung
bis zur 80 |-Fillstandsmarkierung,

pro 120 | Restabfallgefaf ein 120 | Abfallgefal3,

pro 240 | Restabfallgefal? ein 240 | Abfallgefaf3,

pro 770 | Restabfallgefald bis zu drei 240 | Abfallgefalie,

pro 1.100 | Restabfallgefal? bis zu vier 240 | Abfallgefalle.
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Die Stadt bestimmt, welche und wie viele Behélter vorzuhalten sind. Wird
festgestellt, dass die vorhandenen Abfallgefale fir die Aufnahme des
regelmaflig anfallenden Abfalls nicht ausreichen und sind zusétzliche
AbfallgefalRe nicht beantragt worden, so haben die Anschluss- und
Benutzungspflichtigen nach Anordnung durch die Stadt die erforderlichen
zusatzlichen bzw. gréReren Abfallgefale entgegenzunehmen und zu benutzen.
Die vorhandenen festen AbfallgefaRe reichen in der Regel dann nicht aus,
wenn an drei Entleerungsterminen innerhalb von drei aufeinander folgenden
Monaten festgestellt wird, dass der Abfallbehélter so geflillt ist, dass sich der
Deckel nicht mehr schlie3en lasst oder dass Abfalle neben den Abfallbehéaltern
liegen. Gleiches gilt bei der Beflllung der Bioabfallgeféal3e, die nur bis zu einer
bestimmten Fullstandsmarkierung befillt werden dirfen, wenn an drei
Entleerungsterminen innerhalb von drei aufeinander folgenden Monaten
festgestellt wird, dass die Befullung des Abfallbehalters die
Fullstandsmarkierung sichtlich Uberschreitet. Handelt es sich um ein
BioabfallgefaR nach § 12 Abs. 4 (genehmigte Eigenkompostierung), so stellt
dieses Verhalten einen Grund fir den Widerruf der Genehmigung dar.

BioabfallgefalRe, die nicht ordnungsgemani geflllt sind, bei denen insbesondere
andere Abfalle als Bioabfélle eingeftillt wurden, werden von der Stadt nicht im
Rahmen der regularen Leerungstour Bioabfall geleert, sondern es erfolgt auf
Antrag eine gesonderte Zwischenleerung dieses GefalRes. Hierfir werden
gesonderte Gebuihren entsprechend 8§ 14 Abs. 10 Satz 2 und Satz 4 erhoben.
Wird an drei Entleerungsterminen innerhalb von drei aufeinander folgenden
Monaten festgestellt, dass das Bioabfallgefal? nicht ordnungsgeman beftillt
wurde, wurden insbesondere andere Abfélle als Bioabfalle eingefiillt, so haben
die Anschluss- und Benutzungspflichtigen nach Anordnung durch die Stadt die
erforderlichen zusatzlichen bzw. grolReren RestabfallgefalRe
entgegenzunehmen und zu benutzen.

Anderungen im GefaRbedarf hat der Anschlusspflichtige unverzuglich schriftlich
der Stadt mitzuteilen und auf Verlangen zu begriinden.

Die AbfallgefdRe sind sachgemafR und pfleglich zu behandeln und stets in
sauberem und gebrauchsfahigem Zustand zu halten. Sind sie stark
verschmutzt, missen die Benutzer diese durch Spiilen reinigen. Werden Rest-
oder Bioabfallgefalle abgemeldet oder umgetauscht, sind sie in gereinigtem
Zustand zum Abholen bereitzustellen.

§10
Bereitstellung sperriger Abfélle

Sperrige Abfalle sind an dem von der Stadt dem Grundstiickseigentimer
mitgeteilten Termin an den Grundstiicken zur Einsammlung so bereitzustellen,
dass sie ohne Aufwand aufgenommen werden kénnen. Die Regelungen des § 9
Abs. 3 und 4 sind entsprechend zu beachten.

Die zur Einsammlung bereitgestellten sperrigen Abfélle werden mit der
Bereitstellung Eigentum der Stadt. Unbefugten ist es verboten, diese
wegzunehmen, zu durchsuchen oder umzulagern.

Die Absatze 1 und 2 gelten auch fir andere Abfélle, die in besonderen, von der
Stadt oOffentlich bekannt gemachten Einsammlungsaktionen und -terminen
auBBerhalb von AbfallgefaRen, zum Beispiel gebindelt oder verpackt, zur
Einsammlung bereitgestellt werden.
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§11
Einsammlungstermine/Offentliche Bekanntmachung

Der Magistrat bestimmt, wie oft und zu welchem Zeitpunkt der Abfall
eingesammelt wird. Die Einsammlungstermine werden auf der Homepage des
Bau & Service Oberursel, Eigenbetrieb der Stadt Oberursel (www.bso-
oberursel.de) bekannt gemacht.

Werden AbfallgefaRe nicht rechtzeitig bereitgestellt, so st die
Benutzungsgebihr gleichwohl zu entrichten.

Die Sammelfahrzeuge befahren ab 6.00 Uhr die Abfuhrbezirke.

Ist der Zeitpunkt der Miullabfuhr aus besonderen Grinden nicht einzuhalten,
wird der neue Abfuhrplan nach Mdglichkeit 6ffentlich bekannt gemacht.

Koénnen die -Abfallgefalie aus einem von der Stadt nicht zu vertretenden Grund
nicht entleert werden, so werden diese am nachsten regelmafigen Abfuhrtag
geleert. Auf Antrag kdnnen in Ausnahmeféllen die Abfallgefaf3e gegen Zahlung
einer Sondergebiihr geman § 14 Abs. 10 entleert werden.

Bei Betriebsstorungen und der Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten steht
dem an die Abfallbeseitigung Angeschlossenen ein Anspruch auf Ermafiigung
der Gebilhren oder auf Schadensersatz nicht zu. Dauert die Unterbrechung
einen Monat oder langer, wird fur diesen Zeitraum keine Gebihr erhoben.

Die Stadt gibt nach Mdglichkeit in ihrem in Abs. 1 genannten Mitteilungsorgan
auch die Termine fur die Einsammlung von Abfallen nach § 1 Abs. 4 HAKIWG
("Schadstoff-Kleinmengen") und anderen Abféllen bekannt, die nicht von ihr,
sondern von Dritten zulassigerweise durchgefuhrt werden.

8§12
Anschluss- und Benutzungszwang

Jeder Anschlusspflichtige ist verpflichtet, sein Grundstiick an die o6ffentliche
Abfallentsorgung anzuschlielRen, wenn dieses Grundstick bewohnt oder
gewerblich genutzt wird oder hierauf aus anderen Grinden Abféalle anfallen.
Das Grundstiick gilt als angeschlossen, wenn das Restabfallgefal? (8§ 7 Abs.3)
und das BioabfallgefaR (8§ 9 Abs. 9) aufgestellt worden ist. Fir die privaten
Haushalte ist dartiber hinaus die Aufstellung des Altpapiergefal3es erforderlich.

Von dem Zwang, auf dem anschlusspflichtigen Grundstick GefalRe
entsprechend der Regelausstattung nach § 9 (9) zur Aufnahme von Bioabféllen
aufzustellen, lasst der Magistrat auf schriftichen Antrag des
Anschlusspflichtigen eine Ausnahme zu, wenn der Anschlusspflichtige
nachweist und schriftlich bestatigt, dass alle auf dem Grundstick anfallenden
zur Eigenkompostierung geeigneten Abfalle ordnungsgemald und schadlos
selbst verwertet werden (Eigenkompostierung) und wenn fir die Ausbringung
des Kompostes eine eigene gartnerisch genutzte Grundsticksflache von
mindestens 25 m2 nachgewiesen wird.

Ein Transport von Bioabfallen Uber die Grundsticksgrenzen des
Entstehungsortes ist unzulassig.

Zum Nachweis der fachgerechten Eigenkompostierung ist das Vorhandensein
mindestens eines Komposthaufens oder eines Komposters mit in Rotte
befindlichem Material erforderlich.

Eine Kompostierung von Speiseresten (gekochte Essensreste, Brot, Kase,
fleischhaltige Lebensmittel, Knochen und Graten, u.a.) ist nicht zulassig. Hierfur
ist auch bei einer Befreiung von der Regelausstattung nach § 9 Abs. 9 die
Mindestausstattung fur Eigenkompostierer nach Abs. 4 vorzuhalten.

8
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Mit dem Antrag auf Eigenkompostierung ist die Zahl der Grundstiicksbewohner
zu benennen und es ist ein Grundstiicksplan beizufiigen, aus dem die Lage und
Grol3e der gartnerisch genutzten Flache ersichtlich ist. Fur die Bearbeitung des
Antrags wird eine Verwaltungsgebihr in Hohe von 21,83 EUR erhoben.

Bei von der Stadt genehmigter Eigenkompostierung ist fir Speisereste, die
nicht kompostiert werden durfen, folgende Ausstattung mit Bioabfallgefa3en
erforderlich:

pro 60 |, 80 | oder 120 | Restabfallgefal3 ein 120 | Abfallgefa? mit maximal
zulassiger Beflllung bis zur 40 |-Fillstandsmarkierung,

pro 240 | Restabfallgefal ein 120 | Abfallgefal3 mit maximal zulassiger Beflllung
bis zur 80 I-Fullstandsmarkierung,

pro 770 | oder 1.100 | Restabfallgefald ein 240 | Abfallgefafi.

Bei Abféllen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen lasst
der Magistrat auf schriftlichen Antrag des Anschluss- und Benutzungspflichtigen
von dem Zwang, auf dem anschlusspflichtigen Grundstick Gefalie
entsprechend der Regelausstattung nach § 9 Abs. 9 zur Aufnahme von
Bioabféllen aufzustellen, eine Ausnahme zu, wenn die ordnungsgemalie
Verwertung der auf dem Grundstiick anfallenden Bioabfalle nachgewiesen wird.
Eine Mindestausstattung nach Abs. 4 ist in diesen Fallen nicht erforderlich. Mit
dem Antrag auf Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang ist die
ordnungsgeméfle Verwertung der Bioabfalle nachzuweisen. Fir die
Bearbeitung des Antrags wird eine Verwaltungsgebiihr in Hohe von 21,83 EUR
erhoben.

Der Anschlusspflichtige nach Abs. 1 hat jeden Wechsel unverzuglich der Stadt
mitzuteilen; diese Verpflichtung hat auch der neue Anschlusspflichtige.

Dartiber hinaus hat der Anschlusspflichtige der Stadt alle fur die
Abfallentsorgung und Gebihrenerhebung erforderlichen sachbezogenen
Auskulnfte zu erteilen.

Jeder Abfallerzeuger oder -besitzer ist verpflichtet, seine Abfélle, soweit sie
nicht von der stadtischen Abfallentsorgung gemal § 3 Abs. 2 ausgeschlossen
sind, der offentlichen Abfallentsorgung zu Uberlassen und sich hierbei der
angebotenen Systeme (Hol- und Bringsystem) zu bedienen. Dies gilt nicht fur

Abfélle aus privaten Haushaltungen, soweit ihre Erzeuger oder Besitzer selbst
zu einer Verwertung in der Lage sind und diese beabsichtigen,

Abfalle, die durch gemeinnitzige oder gewerbliche Sammlungen einer
ordnungsgemalfen und schadlosen Verwertung zugefuhrt werden,

Abfalle zur Verwertung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten
Haushaltungen,

Abfalle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen, soweit ihre Erzeuger
oder Besitzer diese in eigenen Anlagen beseitigen und keine Uberwiegenden
offentlichen Interessen eine Uberlassung erfordern,

pflanzliche Abféalle, deren Beseitigung gemafl der Verordnung uber die
Beseitigung von pflanzlichen Abfallen aul3erhalb von Abfallbeseitigungsanlagen
vom 17.03.1975 (GVBI. | S. 174) zugelassen sind.
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§13
Allgemeine Pflichten

Den Beauftragten der Stadt ist zur Priifung, ob und wie die Vorschriften dieser
Satzung befolgt werden, ungehinderter Zutritt zu den Grundsticken zu
gewahren, auf denen uberlassungspflichtige Abfélle anfallen. Ihre Anordnungen
sind zu befolgen. Sie haben sich durch einen vom Bau & Service Oberursel,
Eigenbetrieb der Stadt Oberursel ausgestellten Dienstausweis auszuweisen.

Abfalle, die nicht in den satzungsgemalen Gefalen oder sonst satzungswidrig
zur Abholung Dbereitgestellt werden, bleiben von der Einhsammlung
ausgeschlossen. Sie sind zum nachsten Abfuhrtermin unter Beachtung der
Vorgaben dieser Satzung zur Einsammlung bereitzustellen.

Verunreinigungen durch Abfallgefalle, Abfallsacke, bereitgestellte sperrige
Abféalle oder sonstige Ursachen im Zusammenhang mit der Abfallentsorgung
hat der Verursacher bzw. Anschlusspflichtige zu beseitigen.

Im Abfall vorgefundene Wertgegenstéande werden als Fundsachen behandelt.
Die Stadt ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenstanden suchen
zu lassen.

8§14
Einheitsgeblhr und Zusatzgebihren im Holsystem

Zur Deckung des Aufwandes, der ihr bei der Wahrnehmung
abfallwirtschaftlicher Aufgaben entsteht, erhebt die Stadt Gebuhren.

Geblihrenmalistab fur die Einheitsgebuhr ist das jedem anschlusspflichtigen
Grundstick gem. 8 9 Abs. 6 zur Verfigung stehende GefaRvolumen fir
Restabfall.

Es werden bei zweiwdchentlicher Abfuhr folgende monatliche Gebihren
erhoben:

60 |-Gefals: 15,97 EUR,
80 |-Gefals: 19,22 EUR,
120 I-Gefal3: 25,72 EUR,
240 |-Gefal3: 45,21 EUR,
770 |-Gefal3: 129,79 EUR,
1.100 I-Gefal3: 180,67 EUR.

Bei von der Stadt genehmigter Eigenkompostierung nach § 12 Abs. 2 werden
bei zweiwb6chentlicher Abfuhr folgende monatliche Gebtihren erhoben:

60 |-Gefal: 15,36 EUR,
80 I-Gefall: 18,01 EUR,
120 I-GefaR: 23,29 EUR,
240 |-GefaR: 40,36 EUR,
770 |-Gefal: 115,24 EUR,
1.100 I-Gefaf: 158,85 EUR.

Bei von der Stadt erteilter Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang
nach 8 12 Abs. 5 werden bei zweiwdchentlicher Abfuhr folgende monatliche
Gebiuihren erhoben:
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60 |-Gefal3: 14,15 EUR,

80 |-Gefal3: 16,79 EUR,
120 I-Gefal3: 22,08 EUR,
240 |-Gefal3: 37,94 EUR,
770 |-Gefal3: 107,97 EUR,

1.100 |-Gefal: 151,57 EUR.

Mit diesen Gebuhren sind auch die Aufwendungen der Stadt flr die Entsorgung
von Abféllen im Rahmen der Sperrabfall- und Grinabfallstralensammlung, der
Sonderabfallsammlung, Papier- und Bioabfallsammlung im Umfang der
Regelzuteilung bzw. im Umfang der Zuteilung bei Eigenkompostierung im
Holsystem abgegolten. Ebenfalls abgegolten ist die Anlieferung von
kompostierbaren Gartenabfallen, Sperrabfall, Papier, Pappe, und Kartonagen,
Altmetall, Altholz, Altdl, Elektro- und Elektronikaltgeraten, Haushalts- und KFZz-
Batterien und Textilien jeweils in haushaltsiiblichen Mengen an den
Recyclinghof.

Abfallsacke werden zum Stiickpreis von 4,00 EUR sowie Gartenabfallsdcke
zum Stickpreis von 0,50 EUR abgegeben.

Werden auf Wunsch des Anschlusspflichtigen Bioabfallgefalle oder
zusatzliches -fullvolumen uUber die Regelausstattung hinaus zugeteilt oder wird
auf Wunsch des Anschlusspflichtigen der Leerungsrhythmus fur Restabfall (8 7
Abs. 1) erhoht, werden folgende zusatzliche monatliche Gebulhren erhoben:

a. fur Bioabfallgefalie bei Zuteilung eines

120 |-Gefali: 5,07 EUR,
240 |-Gefali: 10,13 EUR;

bei 120 | Gefal3en, bei denen die Befiillung nur bis zur 40, 60 | oder 80
| Fullstandsmarkierung zuldssig ist, wird jeweils fur zuséatzliche 20 |
Fillvolumen eine Geblhr von 0,84 EUR erhoben;

b. fir Restabfall bei Anderung des Leerungsrhythmus von zweiwochentlich
auf wochentlich

770 |-Gefal3: 98,20 EUR,
1.100 |-Gefal3: 140,29 EUR.

Fur An- und Ummeldungen von AbfallgeféaRen wird eine Gebuhr von 11,26
EUR erhoben. Bei der erstmaligen Anmeldung aufgrund eines Wechsels des
Grundstuckseigentimers wird fur die Anmeldung keine Gebihr erhoben.
Werden bei einer An- und Ummeldung mehrere GefalRe getauscht, fallt die
Gebuhr nur einmal an.

Werden 2401 oder 1.100 | Restabfallgefale bei 0Offentlichen Festen
(Brunnenfest, Kerb etc.) zur Verfigung gestellt, so wird je Leerung eine Geblhr
von 11,93 EUR fur 240 | Restabfallgefale und 54,68 EUR fur 1.100 |
Restabfallgefalie zuziglich einer einmaligen Transportgebihr von 53,98 EUR
erhoben. Die Transportgebuhr gilt fir den Transport von jeweils bis zu 3
Restabfallgefalien.

Auf schriftichen Antrag werden die Abfallgefal3e gebuhrenpflichtig gereinigt.
Diese Mdglichkeit besteht an zwei Tagen im Jahr; die Reinigungstermine
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werden auf der Homepage des Bau & Service Oberursel, Eigenbetrieb der
Stadt Oberursel bekannt gemacht. Die Geblhr pro Reinigung eines GefalRes
betragt 20,09 EUR. Soweit mehr Antrage fir einen Reinigungstermin vorliegen,
als erledigt werden kénnen, erfolgt die Tourenplanung unter Bericksichtigung
der zeitlichen Reihenfolge des Antragseingangs bei der Stadt.

Auf schriftlichen Antrag werden Elektrogrof3gerate gebuhrenpflichtig abgeholt.
Die Gerate sind an dem von der Stadt dem Grundstickseigentimer mitgeteilten
Termin an den Grundsticken zur Einsammlung so bereitzustellen, dass sie
ohne Aufwand aufgenommen werden kdénnen. Die Regelungen des 8§ 9 Abs. 3
und 4 sind entsprechend zu beachten. Fir die Abholung von bis zu 3 Geréaten
wird eine Gebihr von 36,00 EUR erhoben.

Auf Antrag werden Sonderleerungen durchgefiihrt. Fir eine gesonderte Anfahrt
des Grundstiicks im Rahmen einer Sonderleerung wird eine Gebuhr von 46,37
EUR erhoben. Wird im Rahmen dieser Sonderleerung eine regulare Leerung
nachgeholt, so fallen keine weiteren zusatzlichen Gebihren an. Wird keine
regulare Leerung nachgeholt, sondern eine zusatzliche Leerung oder eine
Restabfall- anstelle einer Bioabfallleerung durchgefiihrt, so fallen neben der
Gebuhr nach Satz 1 die folgenden Gebtihren an:

60 I-Gefal:: 2,47 EUR,
80 I-Gefali: 3,29 EUR,
120 I-Gefals: 4,93 EUR,
240 |-Gefali: 9,86 EUR,
770 |-Gefali: 31,65 EUR,
1.100 |-Gefaf3: 45,21 EUR.

Wird im Rahmen einer regularen Sammeltour ausnahmsweise eine zusatzliche
Leerung vorgenommen, so fallen nur die Gebuhren nach Satz 4 an.

§15
Benutzungsgebiihren Recyclinghof

Die Gebiihren fiir die Benutzung der Container auf dem Recyclinghof werden
wie folgt festgesetzt:

Baustellenabfalle

Eimer bis 20 | oder vergleichbare Grolie 2,00 EUR,
Schubkarren oder vergleichbare Gréle 8,00 EUR,
je angefangenem % cbm 25,00 EUR,

Bauschutt mineralisch

unbelastet und aufbereitbar

Eimer bis 20 | oder vergleichbare GréiRe 2,00 EUR,
Schubkarren oder vergleichbare Gréle 8,00 EUR,
je angefangenem % cbm 25,00 EUR,
Altreifen

Pkw-Reifen ohne Felgen (Stick) 1,50 EUR,
Pkw-Reifen mit Felgen (Sttick) 3,00 EUR,
Lkw-Reifen ohne Felgen (Stick) 13,00 EUR,
Lkw-Reifen mit Felgen (Stick) 28,00 EUR.

Bei den Baustellen- und Bauschuttabfallen wird die Menge von der Stadt
geschatzt.
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Die Anlieferungen von sperrigen Abféllen, Altholz, Grinabféllen, Altél und
Altpapier ist nur in haushaltsublichen Mengen zulassig. Einer haushaltsiblichen
Menge entsprechen 10 | Altél und ansonsten 1 m® der jeweiligen Abfallart.
Diese Mengen durfen pro Anschlusspflichtigen einmal innerhalb eines
Wochentages angeliefert werden. Sperrige Abféalle sollen zerlegt angeliefert
werden. Grinabfalle darfen nicht langer als 1 m sein. Fur die Anlieferung
haushaltsiblicher Mengen wird keine gesonderte Gebuhr erhoben.

§16
Gebuhrenpflichtige, Entstehen und Falligkeit der Gebuhr

Gebuhrenpflichtig ist im Hinblick auf die Gebiihren nach § 14 Abs. 2, Abs. 5 und
Abs. 6 der Anschlusspflichtige. Diese Gebiihren ruhen als 6ffentliche Last auf
dem Grundstick. Der Anschlusspflichtige ist verpflichtet, die gesamten
Abfallgebiihren, die auf sein Grundstiick (wirtschaftliche Einheit) entfallen, zu
bezahlen.

Bei den Geblhren nach § 14 Abs. 4 ist der Erwerber der Abfallsacke, bei den
Gebuhren nach § 15 Abs. 1 der Anlieferer, bei den Gebihren nach § 14 Abs. 7
der Ausrichter des offentlichen Festes und bei den Gebiihren nachg§ 12 Abs. 3
und Abs. 5 und § 14 Abs. 8 bis Abs. 10 der Antragsteller gebihrenpflichtig.

Mehrere Gebuhrenpflichtige haften als Gesamtschuldner. Bei einem Wechsel
der Anschlusspflicht haften alter und neuer Anschlusspflichtiger bis zum
Eingang der Mitteilung nach § 12 Abs. 6 dieser Satzung gemeinsam.

Die Gebuhrenpflicht nach § 14 Abs. 2 und Abs. 5 entsteht mit der Aufstellung
und endet mit der Abholung der AbfallgefaRe. Wird das Abfallgefald vor dem 15.
oder am 15. eines Monats aufgestellt oder abgeholt, entsteht oder endet die
Gebluihrenpflicht mit Beginn dieses Monats. Wird das Abfallgefal ab dem 15.
eines Monats aufgestellt oder abgeholt, entsteht oder endet die Gebiihrenpflicht
mit dem Beginn des folgenden Monats.

Die Gebihren nach 8§ 14 Abs. 2 und Abs. 5 werden nach vollen
Monatsbeitragen berechnet und durch schriftichen Bescheid festgesetzt. Der
Bescheid gilt auch fiir die folgenden Kalenderjahre. Er hat so lange Gliltigkeit,
bis ein neuer Bescheid erteilt wird. Die Gebuhren werden vierteljahrlich fallig
und sind fur Januar bis Marz spatestens am 15. Februar, fur April bis Juni
spatestens am 15. Mai, fur Juli bis September spatestens am 15. August und
fur Oktober bis Dezember spéatestens am 15. November zu zahlen.

Die Gebuhren nach 8§ 14 Abs. 4 entstehen mit Anforderung der Abfallsdcke und
sind sofort fallig. Die Gebuhren nach § 15 Abs. 1 entstehen mit der Anlieferung
der Abfélle und sind ebenfalls sofort fallig. Die Gebihren nach 8§ 14 Abs. 7
entstehen mit Anforderung der Abfallgefalle und sie werden 14 Tage nach
Erlass des Gebuhrenbescheides fallig. Die Gebihren nach 8§ 12 Abs. 3 und
Abs. 5 und § 14 Abs. 8 und Abs. 10 entstehen mit Antragstellung und sie
werden 14 Tage nach Erlass des Gebuhrenbescheides fallig. Die Gebihren
nach 8§ 14 Abs. 9 entstehen mit Antragstellung und sind sofort fallig.

Stellt die Erhebung der Gebuhr im Einzelfall eine besondere Harte dar, so kann
der Magistrat sie aus Billigkeitsgriinden ganz oder teilweise erlassen.
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§17
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

entgegen den 8 5 Abs. 4 und Abs. 5 und § 6 Abs. 2 andere als die
zugelassenen Abfélle in die Sammelbehélter oder Abfallgefalde eingibt,

entgegen 8 7 Abs. 2 den Restabfall nicht in den ihm zugeteilten
Restabfallgefallen sammelt.

entgegen 8 7 Abs. 5 Abfélle zur Verwertung nicht in die daflir vorgesehenen
SammelgefalRe nach 8 5 Abs. 4 und Abs. 5 sondern in das Restabfallgefar
eingibt,

entgegen § 9 Abs. 2 AbfallgefaRe zweckwidrig verwendet,

entgegen 8§ 9 Abs. 3 geleerte AbfallgefdBe nicht unverziiglich auf sein
Grundstuick zuriickstellt,

entgegen 8§ 9 Abs. 12 Anderungen im Bedarf an AbfallgefaRen der Stadt nicht
unverziglich mitteilt,

entgegen 8§ 10 Abs. 2 zur Einsammlung bereitgestellte sperrige Abfalle
unbefugt wegnimmt, durchsucht oder umlagert,

entgegen 8§ 12 Abs. 1 sein Grundstick nicht an die o6ffentliche
Abfalleinsammlung anschlief3t,

entgegen 8§ 12 Abs. 6 den Wechsel im Grundeigentum nicht der Gemeinde
mitteilt,

entgegen § 12 Abs. 8 Uberlassungspflichtige Abfalle, die er besitzt, nicht der
offentlichen Abfallentsorgung Uberlasst,

entgegen 8§ 13 Abs. 1 den Beauftragten der Gemeinde den Zutritt zum
Grundsttick verwehrt,

entgegen § 13 Abs. 3 Verunreinigungen nicht beseitigt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe bis zu 50.000,00 EUR
geahndet werden. Die Geldbul3e soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater
aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Ubersteigen. Reicht das
satzungsmafige Hochstmaf hierzu nicht aus, so kann es tberschritten werden.

Das Bundesgesetz uber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils giiltigen Fassung

findet Anwendung; zustandige Verwaltungsbehorde im Sinne des § 36 Abs. 1
Nr. 1 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten ist der Magistrat.
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816
In-Kraft-Treten/AulRer-Kraft-Treten

Diese Abfallsatzung tritt am 01.01.2015 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Abfallsatzung der Stadt Oberursel (Taunus) vom 05.07.2013 aul3er
Kraft.

Oberursel (Taunus), den 15.10.2014

Der Magistrat

Hans-Georg Brum
Burgermeister

Offentlich bekannt gemacht durch Hinweisbekanntmachung in der Taunus Zeitung am
16.10.2014
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Abfallsatzung der Stadt Oberursel (Taunus)

Auf Grund der 88 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung
(HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI. | S.142), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 16.12.2011 (GVBIL. | S. 786), 8 1 Abs. 6 und § 5 des
Hessischen Ausfilhrungsgesetzes zum Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (HAKA)
vom 06.03.2013 (GVBI. | S. 80), und der 88 1 bis 5 a und 10 des Hessischen Gesetzes
Uber Kommunale Abgaben (HesskKAG) in der Fassung vom 24.03.2013 (GVBI. | S.
134), hat die Stadtverordnetenversammlung am 04.07.2013 folgende Satzung
beschlossen:

81
Aufgabe

8} Die Stadt betreibt die Abfallentsorgung in ihrem Gebiet nach MalRRgabe des
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrwG) vom 24.02.2012 (BGBI. | S. 212) und des
Hessischen Ausfilhrungsgesetzes zum Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz
(HAKA) vom 06.03.2013 in der jeweils geltenden Fassung und dieser Satzung
als offentliche Einrichtung.

(2) Die Abfallentsorgung der Stadt umfasst das Einsammeln der in ihrem Gebiet
angefallenen und Uberlassenen Abfélle im Hol- und Bringsystem und die
Abgabe der eingesammelten Abfélle an den oder die Entsorgungspflichtigen.

3) Sofern im Rahmen der Aufgaben zu § 1 Abs. 1 und 2 mit anderen Kommunen
Vereinbarungen zur Zusammenarbeit getroffen werden, die Uber das Gebiet der
Stadt Oberursel (Taunus) hinaus gehen, ist es zul&ssig, die Abfallentsorgung im
Rahmen der Vereinbarungen zu betreiben.

(4) Die Stadt informiert und berdt im Rahmen der Erfillung ihrer
Einsammlungspflicht Uber Mébglichkeiten der Vermeidung, Verwertung und
Beseitigung von Abfallen.

(5) Zur Erfullung ihrer Aufgaben kann sich die Stadt Dritter bedienen.

§2
Ausschluss von der Einsammlung

Q) Der stadtischen Abfalleinsammlung unterliegen alle Abfalle, soweit sie nicht
nach MalR3gabe dieser Satzung von der Einsammlung ausgeschlossen sind.

2) Von der Einsammlung ausgeschlossen sind:

a) Abfalle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten
Haushaltungen, insbesondere besonders Uberwachungsbedirftige i. S. des 8§
41 Abs. 1 KrW-/AbfG, sowie Erdaushub und Bauschutt, soweit diese nicht in
den Dbereitgestellten AbfallgefaRen, Depotcontainern, durch die Abfuhr
sperrigen Abfalls oder andere Einsammlungsaktionen nach dieser Satzung
durch die Stadt eingesammelt werden kénnen.

b) Abfélle nach 8 3 Abs. 3 HAKA (,Schadstoff-Kleinmengen®),
c) Abfalle, die der Riucknahmepflicht aufgrund einer nach & 24 KrW-/AbfG

erlassenen Rechtsverordnung unterliegen, soweit entsprechende
Rucknahmeeinrichtungen zur Verfligung stehen.
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Die von der Einsammlung ausgeschlossenen Abfélle sind von den Erzeugern
und Besitzern dieser Abfalle nach den Vorschriften des KrW-/AbfG und des
HAKA zu entsorgen. Insbesondere sind besonders lberwachungsbedurftige
Abfalle zur Beseitigung dem in der Verordnung nach § 11 Abs. 1 HAKA
bestimmten Zentralen Tragern anzudienen. Abfélle nach § 3 Abs. 3 HAKA sind
der vom Hochtaunuskreis oder den von ihm beauftragten Dritten
durchgefuhrten Einsammlung zuzufihren und zurickzunehmende Abfélle dem
Rucknahmepflichtigen zuriickzugeben.

§3
Einsammlungssysteme

Die Stadt fuhrt die Einsammlung von Abfallen im Hol- und Bringsystem durch.

Beim Holsystem werden die Abfdlle am Grundstick des Abfallbesitzers
abgeholt.

Beim Bringsystem hat der Abfallbesitzer die Abfdlle zu aufgestellten
Sammelgefallen oder zu sonstigen Annahmestellen zu bringen.

§4
Getrennte Einsammlung von Abfallen zur Verwertung
und sperrigen Abfallen im Holsystem

Die Stadt sammelt im Holsystem folgende Abfalle zur Verwertung ein:

Sperrige Abfalle
Kompostierbare Gartenabfalle
Altpapier und Kartonagen

Die in Abs. 1 Buchstabe a) genannten sperrigen Abfélle werden auf Abruf
eingesammelt.

Zur Einsammlung der in Abs. 1 Buchstabe b genannten Gartenabfalle
veranstaltet die Stadt jahrlich besondere Abfuhren. Die Gartenabfalle sind an
den dafir vorgesehenen Abfuhrtagen wie sperrige Abfélle gebiindelt (max. 1 m
lang) vom Abfallbesitzer zur Abfuhr bereitzustellen unter Beachtung der
weiteren Regelungen dieser Satzung.

Die in Abs. 1 Buchstabe c) genannten Abfalle zur Verwertung sind in den dazu
bestimmten GefaRen in den NenngréRen 120 |, 240 | und 1100 | vom
Abfallbesitzer zu sammeln und unter Beachtung der weiteren Regelungen
dieser Satzung, insbesondere des § 7, zur Abfuhr bereit zu stellen.

Als sperrige Abfélle im Sinne des Abs. 1 Buchstabe a gelten:
Alle in privaten Haushalten anfallenden sperrigen Gegenstéande, die wegen
ihrer Gré3e nicht in die MullgefaRe passen und 50 kg nicht Gberschreiten.

Von der Sperrmullabfuhr ausgeschlossen sind:

Restmdull (auch in Sacken oder anderen Behéltern),

Abfallstoffe aller Art aus Gewerbe- und Industriebetrieben,

Bauschutt, Steine, Erde, Sand, Zement, Baumwurzeln sowie Baumstamme,
Fékalien, ekelerregende Stoffe und Tierkadaver,

flissige Stoffe aller Art, z.B. Farbreste, Ol usw.,
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Sauren, wassergefahrdende, o6lhaltige, zundfahige, explosive, radioaktive,
giftige sowie gasentwickelnde Stoffe,

Autowracks, Maschinen und Teile derselben tber 50 kg,

Altreifen,

Olofen und Oltanks,

Kompostierbare Gartenabfalle,

Zeitungen, Zeitschriften,

Altglas,

Elektro- und Elektronikschrott

§5
Getrennte Einsammlung von Abfallen zur Verwertung im Bringsystem

Die Stadt sammelt im Bringsystem folgende Abfélle zur Verwertung:

Papier und Kartonage,

Altglas,

Aluminium, WeilRblech und Schrott,

Altholz,

Altol und 6lverschmutzte Betriebsmittel,

Altreifen,

Elektro- und Elektronikschrott aus Privathaushalten (z. B. Haushaltsgro3gerate,
Kihlgerate, Informations- und Telekommunikationsgerate, Gerate der
Unterhaltungselektronik, Gasentladungslampen, Elektrokleingerate
Kompostierbare Gartenabfalle,

Batterien (auRer Fahrzeugbatterien),

Kork,

Bauschutt/Erdaushub/Baustellenabfélle,

Disketten und CD-ROMs,

Textilien,

Sperrige Abfélle.

Die Stadt stellt zur Einsammlung der in Abs. 1 b und m genannten Abfélle
Sammelbehalter an allgemein zuganglichen Platzen auf. Die Sammelbehélter
tragen Aufschriften zur Kenn-zeichnung der Abfalle, die jeweils in einen
Behalter eingegeben werden dirfen. Andere Abfélle als die so bezeichneten
ddrfen nicht in diese Sammelbehélter eingegeben werden.

Die in Abs. 1 a, ¢ — | und n genannten Abfélle sind vom Abfallbesitzer zur
Annahmestelle in der Oberurseler Stral3e 54 (Recyclinghof) zu bringen und dem
dort anwesenden Personal zur ordnungsgeméafen Lagerung zu Uberlassen,
wobei die Annahme fir die in Abs. 1 a) und n) genannten Abfalle nur auf Aus-
nahmefélle beschrénkt ist.

Der Magistrat kann - um Belastigungen anderer zu vermeiden - Einflllzeiten
festlegen, zu denen bestimmte Sammelbehdalter benutzt werden durfen. In
diesen Fallen werden die Einfillzeiten auf den davon betroffenen Behéltern
deutlich lesbar angegeben. AulRerhalb dieser Einfillzeiten durfen die davon
betroffenen Behalter nicht benutzt werden.

Die Abfallarten und -mengen, die am Recyclinghof angenommen werden,
kbénnen aus Kapazitats- und anderen Grinden variieren und deshalb im
Einzelfall von der Annahme ausgeschlossen werden.
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§6
Einsammlung von Abféllen zur Beseitigung (Restmiill)

Abfalle, die nicht der Verwertung zugefuhrt werden (Restmiuill), werden im
Holsystem eingesammelt.

Der Restmill ist vom Abfallbesitzer in den dafiir vorgesehenen Gefalen zu
sammeln und an den Abfuhrtagen unter Beachtung der weiteren Regelungen in
dieser Satzung bereitzustellen.

Zur Sammlung von Restmill sind GefaBe mit nachfolgend genannten
NenngroRen zugelassen:

60 I,
801,
1201,
2401,
7701,
1.100 I.

Andere als die von der Stadt bereitgestellten Millbehalter dirfen nicht benutzt
werden. Sie werden von der Ausleerung ausgeschlossen.

In die RestmiiligeféalRe dirfen keine Abfélle zur Verwertung eingegeben werden,
die nach den 88 4 und 5 getrennt gesammelt werden. VerstbRe gegen diese
Bestimmungen berechtigen die Stadt oder die von ihr mit der Abfuhr
beauftragten Dritten, die Abfuhr des Restmdills zu verweigern, bis diese Abfalle
aus dem Restmullgefald entnommen worden sind. Die Ahndungsmadglichkeit als
Ordnungswidrigkeit bleibt in diesem Fall unberthrt.

87
Abfallgefalie

Die Gefal3e fur den Restmill und fir andere Abfalle, die im Holsystem entsorgt
werden, stellt die Stadt den Abfallbesitzern leihweise zur Verfligung. Die
Anschlusspflichtigen gem. § 10 Abs. 1 haben diese GefalRe pfleglich zu
behandeln. Sie haften fur schuldhafte Beschadigungen und fir Verluste. Der
Verlust oder die Beschadigung ist der Stadt unverziglich vom
Anschlusspflichtigen mitzuteilen.

Die AbfallgefaRe durfen nicht zweckwidrig verwendet werden, insbesondere
durfen sie nur so weit geflllt werden, dass ihre Deckel sich gut schlielRen
lassen. Einschlammen und Einstampfen des Inhalts ist nicht gestattet. Die
Deckel sind geschlossen zu halten. Eine Verpflichtung der Stadt zur Entleerung
eingefrorener und Uberfillter Mullgefal3e besteht nicht.

Die AbfallgefaRe sind an den 6ffentlich bekanntgegebenen Abfuhrtagen und -
zeiten an gut erreichbarer Stelle an dem zur Fahrbahn liegenden Rand des
Gehweges oder - soweit keine Gehwege vorhanden sind - am aul3ersten
Fahrbahnrand fir eine gewlnschte Entleerung bereitzustellen. Der
StralRenverkehr darf nicht oder nicht mehr als notwendig und vertretbar
beeintrachtigt werden. Nach erfolgter Leerung der Gefale sind diese
unverziglich durch den Anschlusspflichtigen oder den von ihm Beauftragten auf
das Grundstuick zurtickzustellen.

In besonderen Fallen - wenn zum Beispiel Grundsticke nicht von den
Abfuhrfahrzeugen angefahren werden kénnen - kann der Magistrat bestimmen,
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an welcher Stelle die AbfallgefaRe zur Entleerung aufzustellen sind, wobei die
betrieblichen Notwendigkeiten der Abfalleinsammlung zu bertcksichtigen sind.

Mullsdcke konnen ausnahmsweise anstelle von oder zusatzlich zu
Restmillgefalien zugelassen werden, wenn auf dem anschlusspflichtigen
Grundstick nur vorubergehend geringe Restmilimengen anfallen oder wenn
voribergehend zusatzliche Restmullmengen anfallen, die in den Abfallgefal3en
nicht untergebracht werden kénnen. Die Mullsacke sind bei den vom Magistrat
zu benennenden Stellen zu beziehen.

Die Zuteilung der RestmiullgefaRe auf die anschlusspflichtigen Grundstiicke
erfolgt durch den Magistrat nach Bedarf, wobei sich der Bedarf an einem
GefalRvolumen von 12 |/Woche und Bewohner orientiert. Bewohner in diesem
Sinne ist jeder bei der Gemeinde mit Haupt- oder Nebenwohnsitz gemeldete
Einwohner. Auf jedem anschlusspflichtigen Grundstick muss mindestens das
kleinste zugelassene Gefald fur den Restmiill vorgehalten werden. Die Stadt ist
bei Mehrfamilienh&usern berechtigt, zwei oder mehrere kleine Restmillgefaie
in ein grolReres Restmillgefa umzutauschen. Auf schriftichen Antrag ist die
gemeinsame Nutzung von RestmillgefaBen auf zwei benachbarten
Grundstucken zuzulassen.

Fur Betriebe und ahnliche Einrichtungen wird das erforderliche Gefalvolumen
fur den Restmull vom Magistrat unter Beachtung der regelméRig anfallenden
Restmuillmengen auf dem jeweiligen Grundstiick festgesetzt.

Fur die Einsammlung von Papier und Kartonage orientiert sich die Erstzuteilung
der Abfallgefal3e an der Aufstellung der Restmillgefalle, d.h.:

pro 60 | oder 80 | Restmiillgefal? ein 120 | Abfallgefaf3,

pro 120 | oder 240 | Restmiillgefaf ein 240 | Abfallgefald und

pro 770 | oder 1.100 | Restmillgefaf3 ein 1.100 | Abfallgefafi.

Anderungen im GefaRbedarf hat der Anschlusspflichtige unverziiglich der Stadt
mitzuteilen und auf Verlangen zu begrinden.

Die AbfallgefaBe sind sachgemal3 und pfleglich zu behandeln und stets in
sauberem und gebrauchsfahigem Zustand zu halten. Sind sie stark
verschmutzt, mussen die Benutzer diese durch Spilen reinigen. Werden
Restmullgefalle abgemeldet oder umgetauscht, sind sie in gereinigtem Zustand
zum Abholen bereitzustellen.

§8
Bereitstellung sperriger Abfélle

Sperrige Abfalle sind an dem von der Stadt dem Grundstickseigentiimer
mitgeteilten Termin an den Grundstiicken zur Einsammlung so bereitzustellen,
dass sie ohne Aufwand aufgenommen werden kénnen. Die Regelungen des § 9
Abs. 3 und 4 (fur AbfallgefaRe) sind zu beachten.

Die zur Einsammlung bereitgestellten sperrigen Abfalle werden mit der
Bereitstellung Eigentum der Stadt. Unbefugten ist es verboten, diese
wegzunehmen, zu durchsuchen oder umzulagern.

Die Absatze 1 und 2 gelten auch fir andere Abféalle, die in besonderen, von der
Stadt offentlich bekannt gemachten Einsammlungsaktionen und -terminen
aullerhalb von Abfallgefallen, zum Beispiel gebilindelt oder verpackt, zur
Einsammlung bereitgestellt werden.
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§9
Einsammlungstermine/Offentliche Bekanntmachung

Der Magistrat bestimmt, wie oft und zu welchem Zeitpunkt der Abfall
eingesammelt wird. Die Einsammlungstermine werden regelmafig in der
Taunus-Zeitung und den stadtischen Aushangkasten offentlich bekannt
gemacht.

Werden AbfallgefaBe nicht rechtzeitig bereitgestellt, so st die
Benutzungsgebihr ebenfalls zu entrichten.

Die Sammelfahrzeuge befahren ab 6.00 Uhr die Abfuhrbezirke.

Ist der Zeitpunkt der Miullabfuhr aus besonderen Grinden nicht einzuhalten,
wird der neue Abfuhrplan nach Mdglichkeit offentlich bekannt gemacht.

Koénnen die RestmiillgefaRe aus einem von der Stadt nicht zu vertretenden
Grund nicht entleert werden, so werden diese am néachsten regelmaRigen
Abfuhrtag geleert. In Ausnahmefallen werden die Restmillgefale nur gegen
Zahlung einer Sondergebihr entleert.

Bei Betriebsstorungen und der Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten steht
dem an die Mullbeseitigung Angeschlossenen ein Anspruch auf Ermafigung
der Gebilhren oder auf Schadensersatz nicht zu. Dauert die Unterbrechung
einen Monat oder langer, wird fur diesen Zeitraum keine Gebuhr erhoben.

Die Stadt gibt nach Mdglichkeit in ihrem in Abs. 1 genannten Mitteilungsorgan
auch die Termine fir die Einsammlung von Abféllen nach § 3 Abs. 3 HAKA
("Schadstoff-Kleinmengen") und anderen Abféllen bekannt, die nicht von ihr,
sondern von Dritten zulassigerweise durchgefuhrt werden.

8§10
Anschluss- und Benutzungszwang

Jeder Eigentiimer, Erbbauberechtigte, NieRbraucher oder sonst zur Nutzung
eines Grundstiicks dinglich Berechtigte ist verpflichtet, dieses Grundstiick an
die im Holsystem betriebene Abfalleinsammlung anzuschlieRen, wenn dieses
Grundstiick bewohnt oder gewerblich genutzt wird oder hierauf aus anderen
Grinden Abfélle anfallen. Das Grundstick gilt als angeschlossen, wenn das
Restmullgefal? (8 6 Abs.3) aufgestellt worden ist. Fir die privaten Haushalte ist
dariiber hinaus die Aufstellung der Altpapiertonne erforderlich.

Als Grundstiick im Sinne dieser Satzung gilt ohne Rucksicht auf die Eintragung
im Liegenschaftskataster oder im Grundbuch jeder zusammenhdngende
Grundbesitz (auch Teilgrundstiick) desselben Eigentimers, der eine
selbstandige wirtschaftliche Einheit bildet.

Der Anschlusspflichtige nach Abs. 1 hat jeden Wechsel unverziglich der Stadt
mitzuteilen; diese Verpflichtung hat auch der neue Anschlusspflichtige.

Dartuber hinaus hat der Anschlusspflichtige der Stadt alle fur die
Abfallentsorgung erforderlichen sachbezogenen Auskiinfte zu erteilen.

Jeder Abfallerzeuger oder -besitzer ist verpflichtet, seine Abfélle, soweit sie
nicht von der stadtischen Abfallentsorgung gemalR § 2 Abs. 2 ausgeschlossen
sind, der offentlichen Abfallentsorgung zu Uberlassen und sich hierbei der
angebotenen Systeme (Hol- und Bringsystem) zu bedienen. Dies gilt nicht fur
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Abfalle aus privaten Haushaltungen, soweit ihre Erzeuger oder Besitzer selbst
zu einer Verwertung in der Lage sind und diese beabsichtigen,

Abféalle, die durch gemeinnitzige oder gewerbliche Sammlungen einer
ordnungsgemalen und schadlosen Verwertung zugefihrt werden,

Abfalle zur Verwertung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten
Haushaltungen,

Abfalle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen, soweit ihre Erzeuger
oder Besitzer diese in eigenen Anlagen beseitigen und keine Uberwiegenden
offentlichen Interessen eine Uberlassung erfordern,

pflanzliche Abfélle, deren Beseitigung gemaR der Verordnung Uuber die
Beseitigung von pflanzlichen Abfallen auZerhalb von Abfallbeseitigungsanlagen
vom 17.03.1975 (GVBI. | S. 174) zugelassen sind.

§11
Allgemeine Pflichten

Den Beauftragten der Stadt ist zur Prifung, ob und wie die Vorschriften dieser
Satzung befolgt werden, ungehinderter Zutritt zu den Grundsticken zu
gewahren, auf denen Uberlassungspflichtige Abfalle anfallen. IThre Anordnungen
sind zu befolgen. Sie haben sich durch einen von der Stadt ausgestellten
Dienstausweis auszuweisen.

Abfalle, die nicht in den satzungsgemalen Gefalen oder sonst satzungswidrig
zur  Abholung Dbereitgestellt werden, bleiben von der Einsammlung
ausgeschlossen. Sie sind zum nachsten Abfuhrtermin unter Beachtung der
Vorgaben dieser Satzung zur Einsammlung bereitzustellen.

Verunreinigungen durch Abfallgefae, Millsdcke, bereitgestellte sperrige
Abfalle oder sonstige Ursachen im Zusammenhang mit der Abfallentsorgung
hat der Verursacher, bzw. Anschlusspflichtige zu beseitigen.

Im Abfall vorgefundene Wertgegenstande werden als Fundsachen behandelt.
Die Stadt ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenstanden suchen
zu lassen.

812
Gebihren

Zur Deckung des Aufwandes, der ihr bei der Wahrnehmung
abfallwirtschaftlicher Aufgaben entsteht, erhebt die Stadt Gebuhren.

Gebiihrenmal3stab ist das jedem anschlusspflichtigen Grundstiick gem. § 7
Abs. 6 zur Verfigung stehende GefalRvolumen fir Restmuill.

Es werden bei wochentlicher Abfuhr folgende monatliche Gebuhren erhoben:

60 [-Gefal: 15,99 EUR,
80 |-GefalR: 19,91 EUR,
120 I-GefaR: 27,74 EUR,
240 |-Gefals: 51,24 EUR,
770 |-Gefals: 162,97 EUR,

1.100 I-Gefal3: 231,29 EUR.
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Mullsacke werden zum Stiickpreis von 4 EUR/60 | sowie Gartenmuillsacke zum
Stickpreis von 0,50 EUR abgegeben.

Mit diesen Gebihren sind auch die Aufwendungen der Stadt fur die Entsorgung
von Abféllen im Rahmen der Sperrmill- und Grinabfallstraliensammiung,
Sondermillsammlung, Glas- und Papiersammlung im Holsystem abgegolten.

Gebuhrenpflichtig ist der Anschlusspflichtige. Mehrere GebUhrenpflichtige
haften als Gesamtschuldner. Bei einem Wechsel der Anschlusspflicht haften
alter und neuer Anschlusspflichtiger bis zum Eingang der Mitteilung nach 8 10
Abs. 3 dieser Satzung gemeinsam.

Der Anschlusspflichtige ist verpflichtet, die gesamten Abfallgebihren, die auf
ein Grundstuck (wirtschaftliche Einheit) entfallen, zu bezahlen.

Die Gebihren werden nach vollen Monatsbeitragen berechnet, die
vierteljahrlich féallig werden und fur Januar bis Méarz spéatestens am 15. Februar,
far April bis Juni spatestens am 15. Mai, fur Juli bis September spatestens am
15. August und fir Oktober bis Dezember spatestens am 15. November an die
Stadtkasse Oberursel (Taunus) zu zahlen sind.

Die Gebuhrenpflicht beginnt mit der Aufstellung und endet mit der Abholung der
MullgefalRe. Wird das Mullgefald vor dem 15. oder am 15. eines Monats
aufgestellt oder abgeholt, entsteht oder endet die Gebihrenpflicht mit Beginn
dieses Monats. Wird das Millgefald ab dem 15. eines Monats aufgestellt oder
abgeholt, entsteht oder endet die Gebuhrenpflicht mit dem Beginn des
folgenden Monats. Bei Sonderleistungen entsteht die Gebihrenpflicht mit dem
Beginn der Leistung.

Stellt die Erhebung der Gebuhr im Einzelfall eine besondere Harte dar, so kann
der Magistrat sie aus Billigkeitsgriinden ganz oder teilweise erlassen.

§13
Benutzungsgebiihren Recyclinghof

Die Gebihren fir die Benutzung der Container auf dem Recyclinghof werden
wie folgt festgesetzt:

Baustellenabfalle

Eimer oder vergleichbare Grof3e 1,00 EUR
Schubkarren oder vergleichbare Gréle 10,00 EUR
je angefangenem % cbm 30,00 EUR

Bauschutt mineralisch

unbelastet und aufbereitbar

Eimer oder vergleichbare GroRRe 1,00 EUR
Schubkarren oder vergleichbare Gréle 8,00 EUR
je angefangenem % cbm 25,00 EUR

Sperrige Abfalle
je angefangenem % cbm 35,00 EUR
Sperrige Abfalle unter ¥ cbm sind kostenfrei

Altholz
je angefangenem % cbm 15,00 EUR
Altholz unter ¥ cbm ist kostenfrei
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Grunabfalle

je angefangenem % cbm 7,50 EUR
Griunabfalle unter 1 cbm sind kostenfrei

Altreifen

Pkw-Reifen ohne Felgen (Stick) 1,50 EUR
Pkw-Reifen mit Felgen (Sttick) 2,50 EUR
Lkw-Reifen ohne Felgen (Stiick) 12,00 EUR
Lkw-Reifen mit Felgen (Stiick) 28,00 EUR
Altol

je angefangenem Liter 0,20 EUR
Altol unter 10 Liter ist kostenfrei

Altpapier

je angefangenem % cbm 6,00 EUR

Altpapier unter ¥4 cbm ist kostenfrei

Gebuhrenpflichtig ist der Anlieferer. Fur Anlieferungen gewerblicher Art im
Rahmen der privathaushaltsiiblichen Mengen entfallen die Freikontingente. Die
Menge wird vom Personal geschatzt. Sperrige Abfélle sollen zerlegt angeliefert
werden. Grinabfalle dirfen nicht langer als 1 m sein.

Fur An- und Ummeldungen von Abfallgefallen wird eine Verwaltungsgebuhr
von 13,00 EUR erhoben. Eine Meldung im Jahr ist gebuhrenfrei.

8§14
Sonderleistungen

Werden RestmiullgefaRe mehr als einmal wochentlich abgefahren, so
vervielfacht sich die Gebuhr je Abfuhr und Restmiullgefal3 entsprechend,
zuzlglich wird eine Sondergebuhr (Fahrt- und Personalkosten) von 25,00 EUR
je Anfahrtsziel erhoben.

Werden Restmiiligefae bei offentlichen Festen (Brunnenfest, Kerb etc.) zur
Verfigung gestellt, so wird je Leerung ein Viertel der monatlichen Gebdihr
zuzuglich einer einmaligen Transportgebuhr von 50,00 EUR erhoben. Diese gilt
fr den Transport von jeweils bis zu 3 Restmillgefalien.

8§15
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

entgegen den 88 4 Abs. 4 und 5 Abs. 2 andere als die zugelassenen Abfélle in
die SammelgefalRe oder -behalter eingibt,

entgegen 8 6 Abs. 5 Abfélle zur Verwertung nicht in die dafir vorgesehenen
Sammelgefalie nach 8 5 Abs. 2 sondern in das Restmillgefal} eingibt,

entgegen 8§ 7 Abs. 2 Abfallgefalie zweckwidrig verwendet,

entgegen 8 7 Abs. 3 geleerte RestmillgefafRe nicht unverziglich auf sein
Grundstuck zurtckstellt,

entgegen § 7 Abs. 9 Anderungen im Bedarf an MiillgefaRen der Gemeinde
nicht unverziglich mitteilt,
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entgegen 8 8 Abs. 2 zur Einsammlung bereitgestellte sperrige Abfalle unbefugt
wegnimmt, durchsucht oder umlagert,

entgegen 8 10 Abs. 1 sein Grundstick nicht an die Offentliche
Abfalleinsammlung anschliel3t,

entgegen 8 10 Abs. 3 den Wechsel im Grundeigentum nicht der Gemeinde
mitteilt,

entgegen 8 10 Abs. 5 Uberlassungspflichtige Abfalle, die er besitzt, nicht der
offentlichen Abfallentsorgung Uberlasst,

entgegen 8 11 Abs. 1 den Beauftragten der Gemeinde den Zutritt zum
Grundstuick verwehrt,

entgegen 8§ 11 Abs. 3 Verunreinigungen nicht beseitigt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbu3e bis zu 50.000,00 EUR
geahndet werden. Die Geldbuf3e soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater
aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Ubersteigen. Reicht das
satzungsmalfige Hochstmafd hierzu nicht aus, so kann es tberschritten werden.

Das Bundesgesetz uUber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils giiltigen Fassung
findet Anwendung; zustandige Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Abs. 1
Nr. 1 des Gesetztes Uber Ordnungswidrigkeiten ist der Magistrat.

816
In-Kraft-Treten/AulRer-Kraft-Treten

Diese Abfallsatzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Abfallsatzung der Stadt Oberursel (Taunus) vom 12.12.2008 auf3er

Kraft.

Oberursel (Taunus), den 05.07.2013

Der Magistrat

Hans-Georg Brum
Burgermeister

Offentliche Hinweisbekanntmachung in der Taunus Zeitung am 06.07.2013



30.1
Abfallsatzung der Stadt Oberursel (Taunus)

Auf Grund der 88 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung
(HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI. | S.142), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 15.11.2007 (GVBI. | S. 757),

8§ 4 Abs. 6 und 8 9 des Hessischen Ausfihrungsgesetzes zum Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetz (HAKA) in der Fassung vom 20.07.2004 (GVBI. | S. 252), zuletzt
geéandert durch Gesetz vom 04.12.2006 (GVBI. | S. 619, 645),

und der 88 1 bis 5 a und 10 des Hessischen Gesetzes iiber Kommunale Abgaben
(HessKAG) vom 17.03.1970 (GVBI. | S. 225), zuletzt geandert durch Gesetz vom
31.01.2005 (GVBI. | S. 54), hat die Stadtverordnetenversammliung am 11.12.2008
folgende Satzung beschlossen:

§1
Aufgabe

D) Die Stadt betreibt die Abfallentsorgung in ihrem Gebiet nach MalRRgabe des
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) vom 27.09.1994 (BGBI. |
S. 2705) und des Hessischen Ausfiihrungsgesetzes zum Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetz (HAKA) vom 23.05.1997 in der jeweils geltenden Fassung und
dieser Satzung als offentliche Einrichtung.

2) Die Abfallentsorgung der Stadt umfasst das Einsammeln der in ihrem Gebiet
angefallenen und Uberlassenen Abféalle im Hol- und Bringsystem und die
Abgabe der eingesammelten Abfélle an den oder die Entsorgungspflichtigen.

3) Sofern im Rahmen der Aufgaben zu 8 1 Abs. 1 und 2 mit anderen Kommunen
Vereinbarungen zur Zusammenarbeit getroffen werden, die Uber das Gebiet der
Stadt Oberursel (Taunus) hinaus gehen, ist es zulassig, die Abfallentsorgung im
Rahmen der Vereinbarungen zu betreiben.

(4) Die Stadt informiert und berdt im Rahmen der Erfallung ihrer
Einsammlungspflicht tGber Mdglichkeiten der Vermeidung, Verwertung und
Beseitigung von Abfallen.

(5) Zur Erflallung ihrer Aufgaben kann sich die Stadt Dritter bedienen.

§2
Ausschluss von der Einsammlung

(2) Der stadtischen Abfalleinsammlung unterliegen alle Abfélle, soweit sie nicht
nach MaRRgabe dieser Satzung von der Einsammlung ausgeschlossen sind.

(2) Von der Einsammlung ausgeschlossen sind:

a) Abfalle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten
Haushaltungen, insbesondere besonders tberwachungsbedirftige i. S. des §
41 Abs. 1 KrW-/AbfG, sowie Erdaushub und Bauschutt, soweit diese nicht in
den bereitgestellten AbfallgefaBen, Depotcontainern, durch die Abfuhr
sperrigen Abfalls oder andere Einsammlungsaktionen nach dieser Satzung
durch die Stadt eingesammelt werden kénnen.
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Abféalle nach § 3 Abs. 3 HAKA (,Schadstoff-Kleinmengen*),

Abfélle, die der Ricknahmepflicht aufgrund einer nach 8§ 24 KrW-/AbfG
erlassenen Rechtsverordnung unterliegen, soweit entsprechende
Ricknahmeeinrichtungen zur Verfligung stehen.

Die von der Einsammlung ausgeschlossenen Abfélle sind von den Erzeugern
und Besitzern dieser Abfélle nach den Vorschriften des KrW-/AbfG und des
HAKA zu entsorgen. Insbesondere sind besonders lberwachungsbediirftige
Abféalle zur Beseitigung dem in der Verordnung nach 8§ 11 Abs. 1 HAKA
bestimmten Zentralen Tragern anzudienen. Abfélle nach § 3 Abs. 3 HAKA sind
der vom Hochtaunuskreis oder den von ihm beauftragten Dritten
durchgefuihrten Einsammlung zuzufihren und zurickzunehmende Abfélle dem
Ricknahmepflichtigen zurlickzugeben.

§3

Einsammlungssysteme
Die Stadt fuhrt die Einsammlung von Abfallen im Hol- und Bringsystem durch.

Beim Holsystem werden die Abfalle am Grundstick des Abfallbesitzers
abgeholt.

Beim Bringsystem hat der Abfallbesitzer die Abfélle zu aufgestellten
SammelgefafRen oder zu sonstigen Annahmestellen zu bringen.

§4
Getrennte Einsammlung von Abfallen zur Verwertung
und sperrigen Abfallen im Holsystem

Die Stadt sammelt im Holsystem folgende Abfalle zur Verwertung ein:

Sperrige Abfélle
Kompostierbare Gartenabfalle
Altpapier und Kartonagen

Die in Abs. 1 Buchstabe a) genannten sperrigen Abfalle werden auf Abruf
eingesammelt.

Zur Einsammlung der in Abs. 1 Buchstabe b genannten Gartenabfélle
veranstaltet die Stadt jahrlich besondere Abfuhren. Die Gartenabfélle sind an
den daflr vorgesehenen Abfuhrtagen wie sperrige Abfélle gebiindelt (max. 1 m
lang) vom Abfallbesitzer zur Abfuhr bereitzustellen unter Beachtung der
weiteren Regelungen dieser Satzung.

Die in Abs. 1 Buchstabe c) genannten Abfélle zur Verwertung sind in den dazu
bestimmten GefaRen in den Nenngréen 120 I, 240 | und 1100 | vom
Abfallbesitzer zu sammeln und unter Beachtung der weiteren Regelungen
dieser Satzung, insbesondere des § 7, zur Abfuhr bereit zu stellen.

Als sperrige Abfélle im Sinne des Abs. 1 Buchstabe a gelten:
Alle in privaten Haushalten anfallenden sperrigen Gegenstande, die wegen
ihrer GréRRe nicht in die MillgefalRe passen und 50 kg nicht tiberschreiten.
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Von der Sperrmillabfuhr ausgeschlossen sind:

Restmdll (auch in Sacken oder anderen Behéltern),

Abfallstoffe aller Art aus Gewerbe- und Industriebetrieben,

Bauschutt, Steine, Erde, Sand, Zement, Baumwurzeln sowie Baumstamme,
Féakalien, ekelerregende Stoffe und Tierkadaver,

flissige Stoffe aller Art, z.B. Farbreste, Ol usw.,

Sauren, wassergefahrdende, Olhaltige, zindféhige, explosive, radioaktive,
giftige sowie gasentwickelnde Stoffe,

Autowracks, Maschinen und Teile derselben Gber 50 kg,

Altreifen,

Olofen und Oltanks,

Kompostierbare Gartenabfélle,

Zeitungen, Zeitschriften,

Altglas,

Elektro- und Elektronikschrott

§5
Getrennte Einsammlung von Abfallen zur Verwertung im Bringsystem

Die Stadt sammelt im Bringsystem folgende Abfalle zur Verwertung:

Papier und Kartonage,

Altglas,

Aluminium, WeiRRblech und Schrott,

Altholz,

Altdl und 6lverschmutzte Betriebsmittel,

Altreifen,

Elektro- und Elektronikschrott aus Privathaushalten (z. B. HaushaltsgroRgeréte,
Kihlgerate, Informations- und Telekommunikationsgerate, Geréate der
Unterhaltungselektronik, Gasentladungslampen, Elektrokleingerate
Kompostierbare Gartenabfalle,

Batterien (auBer Fahrzeugbatterien),

Kork,

Bauschutt/Erdaushub/Baustellenabfélle,

Disketten und CD-ROMs,

Textilien,

Sperrige Abfélle.

Die Stadt stellt zur Einsammlung der in Abs. 1 b genannten Abfélle
Sammelbehalter an allgemein zuganglichen Platzen auf. Die Sammelbehéalter
tragen Aufschriften zur Kennzeichnung der Glassorten, die jeweils in einen
Behdlter eingegeben werden dirfen. Andere Abfélle als die so bezeichneten
darfen nicht in diese Sammelbehélter eingegeben werden.

Die in Abs. 1 a und c bis n genannten Abfélle sind vom Abfallbesitzer zur
Annahmestelle in der Oberurseler Stral3e 54 (Recyclinghof) zu bringen und dem
dort anwesenden Personal zur ordnungsgemalen Lagerung zu Uberlassen,
wobei die Annahme fir die in Abs. 1 a) und n) genannten Abfélle nur auf
Ausnahmefélle beschrankt ist. Grundséatzlich ist hierfir das Sammelsystem
nach 8 4 Abs. 1 a) und c) vorgeschrieben. Den Weisungen des Personals ist
Folge zu leisten. Die Offnungszeiten dieser Annahmestelle werden mindestens
zweimal jahrlich im Mitteilungsorgan der Gemeinde gemald § 9 Abs. 1 Satz 2
bekanntgegeben.
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Der Magistrat kann - um Belastigungen anderer zu vermeiden - Einflllzeiten
festlegen, zu denen bestimmte Sammelbehalter benutzt werden dirfen. In
diesen Fallen werden die Einflllzeiten auf den davon betroffenen Behaltern
deutlich lesbar angegeben. AufRerhalb dieser Einfiillzeiten dirfen die davon
betroffenen Behalter nicht benutzt werden.

Die Abfallarten und -mengen, die am Recyclinghof angenommen werden,
konnen aus Kapazitats- und anderen Grinden variieren und deshalb im
Einzelfall von der Annahme ausgeschlossen werden.

8§86
Einsammlung von Abféallen zur Beseitigung (Restmill)

Abfalle, die nicht der Verwertung zugefihrt werden (Restmiill), werden im
Holsystem eingesammelt.

Der Restmill ist vom Abfallbesitzer in den daflr vorgesehenen Gefalien zu
sammeln und an den Abfuhrtagen unter Beachtung der weiteren Regelungen in
dieser Satzung bereitzustellen.

Zur Sammlung von Restmill sind GefalBe mit nachfolgend genannten
NenngroRen zugelassen:

60 I,
801,
1201,
2401,
7701,
1.100 I.

Andere als die von der Stadt bereitgestellten Millbehélter dirfen nicht benutzt
werden. Sie werden von der Ausleerung ausgeschlossen.

In die RestmiillgefalRe dirfen keine Abfalle zur Verwertung eingegeben werden,
die nach den 88 4 und 5 getrennt gesammelt werden. Verstd3e gegen diese
Bestimmungen berechtigen die Stadt oder die von ihr mit der Abfuhr
beauftragten Dritten, die Abfuhr des Restmills zu verweigern, bis diese Abfélle
aus dem Restmiullgefal? entnommen worden sind. Die Ahndungsmadglichkeit als
Ordnungswidrigkeit bleibt in diesem Fall unberdhrt.

87
Abfallgefalie

Die Gefalde fur den Restmdll und fir andere Abfélle, die im Holsystem entsorgt
werden, stellt die Stadt den Abfallbesitzern leihweise zur Verfigung. Die
Anschlusspflichtigen gem. §8 10 Abs. 1 haben diese Gefal3e pfleglich zu
behandeln. Sie haften fur schuldhafte Beschadigungen und fur Verluste. Der
Verlust oder die Beschadigung ist der Stadt unverziglich vom
Anschlusspflichtigen mitzuteilen.
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Die AbfallgefaRe durfen nicht zweckwidrig verwendet werden, insbesondere
durfen sie nur so weit gefillt werden, dass ihre Deckel sich gut schlie3en
lassen. Einschlammen und Einstampfen des Inhalts ist nicht gestattet. Die
Deckel sind geschlossen zu halten. Eine Verpflichtung der Stadt zur Entleerung
eingefrorener und Uberfillter Millgefal3e besteht nicht.

Die AbfallgefalRe sind an den 6ffentlich bekanntgegebenen Abfuhrtagen und -
zeiten an gut erreichbarer Stelle an dem zur Fahrbahn liegenden Rand des
Gehweges oder - soweit keine Gehwege vorhanden sind - am auf3ersten
Fahrbahnrand flr eine gewlnschte Entleerung bereitzustellen. Der
Strallenverkehr darf nicht oder nicht mehr als notwendig und vertretbar
beeintrachtigt werden. Nach erfolgter Leerung der GefalBe sind diese
unverzuglich durch den Anschlusspflichtigen oder den von ihm Beauftragten auf
das Grundstiick zuriickzustellen.

In besonderen Fallen - wenn zum Beispiel Grundstiicke nicht von den
Abfuhrfahrzeugen angefahren werden kénnen - kann der Magistrat bestimmen,
an welcher Stelle die AbfallgefaRe zur Entleerung aufzustellen sind, wobei die
betrieblichen Notwendigkeiten der Abfalleinsammlung zu berticksichtigen sind.

Mullsacke konnen ausnahmsweise anstelle von oder zuséatzlich zu
Restmillgefallen zugelassen werden, wenn auf dem anschlusspflichtigen
Grundstiick nur voribergehend geringe Restmilimengen anfallen oder wenn
voribergehend zusatzliche Restmillmengen anfallen, die in den Abfallgefaf3en
nicht untergebracht werden kénnen. Die Millsacke sind bei den vom Magistrat
zu benennenden Stellen zu beziehen.

Die Zuteilung der RestmillgefaRe auf die anschlusspflichtigen Grundstiicke
erfolgt durch den Magistrat nach Bedarf, wobei sich der Bedarf an einem
GefaRvolumen von 12 I/Woche und Bewohner orientiert. Bewohner in diesem
Sinne ist jeder bei der Gemeinde mit Haupt- oder Nebenwohnsitz gemeldete
Einwohner. Auf jedem anschlusspflichtigen Grundstick muss mindestens das
kleinste zugelassene Gefal fur den Restmull vorgehalten werden. Die Stadt ist
bei Mehrfamilienhdusern berechtigt, zwei oder mehrere kleine Restmullgefale
in ein grolReres Restmiullgefall umzutauschen. Auf schriftlichen Antrag ist die
gemeinsame Nutzung von RestmillgefalBen auf zwei benachbarten
Grundsticken zuzulassen.

Fur Betriebe und &ahnliche Einrichtungen wird das erforderliche GefaRvolumen
fur den Restmull vom Magistrat unter Beachtung der regelméRig anfallenden
Restmuillmengen auf dem jeweiligen Grundstlick festgesetzt.

Fur die Einsammlung von Papier und Kartonage orientiert sich die Erstzuteilung
der AbfallgefaRe an der Aufstellung der Restmiiligefalie, d.h.:

pro 60 | oder 80 | Restmillgefaf’ ein 120 | Abfallgefal3,

pro 120 | oder 240 | Restmillgefaf’ ein 240 | Abfallgefal und

pro 770 | oder 1.100 | Restmuligefal’ ein 1.100 | Abfallgefafi.

Anderungen im GefaRbedarf hat der Anschlusspflichtige unverziiglich der Stadt
mitzuteilen und auf Verlangen zu begriinden.
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Die AbfallgefalRe sind sachgemaR und pfleglich zu behandeln und stets in
sauberem und gebrauchsfahigem Zustand zu halten. Sind sie stark
verschmutzt, missen die Benutzer diese durch Spllen reinigen. Werden
Restmiillgefalle abgemeldet oder umgetauscht, sind sie in gereinigtem Zustand
zum Abholen bereitzustellen.

§8
Bereitstellung sperriger Abfélle

Sperrige Abfalle sind an dem von der Stadt dem Grundstiickseigentimer
mitgeteilten Termin an den Grundstiicken zur Einsammlung so bereitzustellen,
dass sie ohne Aufwand aufgenommen werden kdnnen. Die Regelungen des § 9
Abs. 3 und 4 (fur Abfallgefal3e) sind zu beachten.

Die zur Einsammlung bereitgestellten sperrigen Abfédlle werden mit der
Bereitstellung Eigentum der Stadt. Unbefugten ist es verboten, diese
wegzunehmen, zu durchsuchen oder umzulagern.

Die Abséatze 1 und 2 gelten auch fur andere Abfélle, die in besonderen, von der
Stadt offentlich bekannt gemachten Einsammlungsaktionen und -terminen
aulRerhalb von AbfallgefaBen, zum Beispiel geblindelt oder verpackt, zur
Einsammlung bereitgestellt werden.

§9
Einsammlungstermine/Offentliche Bekanntmachung

Der Magistrat bestimmt, wie oft und zu welchem Zeitpunkt der Abfall
eingesammelt wird. Die Einsammlungstermine werden regelmaRig in der
Taunus-Zeitung und den stadtischen Aushangkasten o6ffentlich bekannt
gemacht.

Werden AbfallgefaBe nicht rechtzeitig bereitgestellt, so st die
Benutzungsgebihr ebenfalls zu entrichten.

Die Sammelfahrzeuge befahren ab 6.00 Uhr die Abfuhrbezirke.

Ist der Zeitpunkt der Miullabfuhr aus besonderen Grinden nicht einzuhalten,
wird der neue Abfuhrplan nach Mdglichkeit 6ffentlich bekannt gemacht.

Konnen die Restmillgefale aus einem von der Stadt nicht zu vertretenden
Grund nicht entleert werden, so werden diese am nachsten regelméRigen
Abfuhrtag geleert. In Ausnahmeféllen werden die RestmillgefaRe nur gegen
Zahlung einer Sondergebihr entleert.

Bei Betriebsstorungen und der Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten steht
dem an die Millbeseitigung Angeschlossenen ein Anspruch auf Ermafigung
der Gebuhren oder auf Schadensersatz nicht zu. Dauert die Unterbrechung
einen Monat oder langer, wird fir diesen Zeitraum keine Gebuhr erhoben.

Die Stadt gibt nach Mdglichkeit in ihrem in Abs. 1 genannten Mitteilungsorgan
auch die Termine fur die Einsammlung von Abfallen nach § 3 Abs. 3 HAKA
("Schadstoff-Kleinmengen") und anderen Abfallen bekannt, die nicht von ihr,
sondern von Dritten zulassigerweise durchgefiihrt werden.
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§10
Anschluss- und Benutzungszwang

Jeder Eigentimer, Erbbauberechtigte, NieBbraucher oder sonst zur Nutzung
eines Grundstiicks dinglich Berechtigte ist verpflichtet, dieses Grundstiick an
die im Holsystem betriebene Abfalleinsammlung anzuschlieRen, wenn dieses
Grundstiick bewohnt oder gewerblich genutzt wird oder hierauf aus anderen
Grunden Abfalle anfallen. Das Grundstiick gilt als angeschlossen, wenn das
Restmiillgefal (8 6 Abs.3) aufgestellt worden ist. Flr die privaten Haushalte ist
dariiber hinaus die Aufstellung der Altpapiertonne erforderlich.

Als Grundsttick im Sinne dieser Satzung gilt ohne Rucksicht auf die Eintragung
im Liegenschaftskataster oder im Grundbuch jeder zusammenhangende
Grundbesitz (auch Teilgrundstiick) desselben Eigentimers, der eine
selbstandige wirtschaftliche Einheit bildet.

Der Anschlusspflichtige nach Abs. 1 hat jeden Wechsel unverzuglich der Stadt
mitzuteilen; diese Verpflichtung hat auch der neue Anschlusspflichtige.

Dartber hinaus hat der Anschlusspflichtige der Stadt alle fur die
Abfallentsorgung erforderlichen sachbezogenen Auskiinfte zu erteilen.

Jeder Abfallerzeuger oder -besitzer ist verpflichtet, seine Abfélle, soweit sie
nicht von der stadtischen Abfallentsorgung gemal § 2 Abs. 2 ausgeschlossen
sind, der offentlichen Abfallentsorgung zu Uberlassen und sich hierbei der
angebotenen Systeme (Hol- und Bringsystem) zu bedienen. Dies gilt nicht fur

Abféalle aus privaten Haushaltungen, soweit ihre Erzeuger oder Besitzer selbst
zu einer Verwertung in der Lage sind und diese beabsichtigen,

Abféalle, die durch gemeinnitzige oder gewerbliche Sammlungen einer
ordnungsgemalfen und schadlosen Verwertung zugefihrt werden,

Abfélle zur Verwertung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten
Haushaltungen,

Abfélle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen, soweit ihre Erzeuger
oder Besitzer diese in eigenen Anlagen beseitigen und keine uberwiegenden
offentlichen Interessen eine Uberlassung erfordern,

pflanzliche Abfalle, deren Beseitigung gemafl der Verordnung udber die
Beseitigung von pflanzlichen Abfallen auf3erhalb von Abfallbeseitigungsanlagen
vom 17.03.1975 (GVBI. | S. 174) zugelassen sind.

§11
Allgemeine Pflichten

Den Beauftragten der Stadt ist zur Prufung, ob und wie die Vorschriften dieser
Satzung befolgt werden, ungehinderter Zutritt zu den Grundsticken zu
gewahren, auf denen Uberlassungspflichtige Abfélle anfallen. Ihre Anordnungen
sind zu befolgen. Sie haben sich durch einen von der Stadt ausgestellten
Dienstausweis auszuweisen.
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Abfalle, die nicht in den satzungsgemalen Gefalien oder sonst satzungswidrig
zur Abholung Dbereitgestellt werden, bleiben von der Einsammlung
ausgeschlossen. Sie sind zum nachsten Abfuhrtermin unter Beachtung der
Vorgaben dieser Satzung zur Einsammlung bereitzustellen.

Verunreinigungen durch AbfallgefaRe, Millsacke, bereitgestellte sperrige
Abfalle oder sonstige Ursachen im Zusammenhang mit der Abfallentsorgung
hat der Verursacher, bzw. Anschlusspflichtige zu beseitigen.

Im Abfall vorgefundene Wertgegenstande werden als Fundsachen behandelt.

Die Stadt ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenstanden suchen
zu lassen.

§12
Gebihren

Zur Deckung des Aufwandes, der ihr bei der Wahrnehmung
abfallwirtschaftlicher Aufgaben entsteht, erhebt die Stadt Gebuhren.

Gebuhrenmalf3stab ist das jedem anschlusspflichtigen Grundstiick gem. § 7
Abs. 6 zur Verfiigung stehende Gefal3volumen fir Restmull.

Es werden bei wochentlicher Abfuhr folgende monatliche Gebiihren erhoben:

60 I-GefaR: 15,99 EUR,
80 I-Gefali: 19,91 EUR,
120 I-Gefali: 27,74 EUR,
240 |-GefaR: 51,24 EUR,
770 |-Gefafl3: 162,97 EUR,
1.100 I-GefaR: 231,29 EUR.

Mullsacke werden zum Stiickpreis von 4 EUR/60 | sowie Gartenmiillsacke zum
Stiickpreis von 0,50 EUR abgegeben.

Mit diesen Gebilhren sind auch die Aufwendungen der Stadt fur die Entsorgung
von Abféllen im Rahmen der Sperrmill- und GrinabfallstraRensammlung,
Sondermillsammlung, Glas- und Papiersammlung im Holsystem abgegolten.

Gebuhrenpflichtig ist der Anschlusspflichtige. Mehrere Gebuhrenpflichtige
haften als Gesamtschuldner. Bei einem Wechsel der Anschlusspflicht haften
alter und neuer Anschlusspflichtiger bis zum Eingang der Mitteilung nach § 10
Abs. 3 dieser Satzung gemeinsam.

Der Anschlusspflichtige ist verpflichtet, die gesamten Abfallgebihren, die auf
ein Grundstlck (wirtschaftliche Einheit) entfallen, zu bezahlen.

Die Gebuhren werden nach vollen Monatsbeitrdgen berechnet, die
vierteljahrlich fallig werden und fir Januar bis Marz spatestens am 15. Februar,
fur April bis Juni spatestens am 15. Mai, fur Juli bis September spéatestens am
15. August und fir Oktober bis Dezember spatestens am 15. November an die
Stadtkasse Oberursel (Taunus) zu zahlen sind.
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Die Gebuhrenpflicht beginnt mit der Aufstellung und endet mit der Abholung der
MdillgefaBe. Wird das Millgefall vor dem 15. oder am 15. eines Monats
aufgestellt oder abgeholt, entsteht oder endet die Gebuhrenpflicht mit Beginn
dieses Monats. Wird das MullgefalR ab dem 15. eines Monats aufgestellt oder
abgeholt, entsteht oder endet die Gebuhrenpflicht mit dem Beginn des
folgenden Monats. Bei Sonderleistungen entsteht die Gebuhrenpflicht mit dem
Beginn der Leistung.

Stellt die Erhebung der Gebuhr im Einzelfall eine besondere Héarte dar, so kann
der Magistrat sie aus Billigkeitsgrinden ganz oder teilweise erlassen.
§13

Benutzungsgebihren Recyclinghof

Die Gebihren fur die Benutzung der Container auf dem Recyclinghof werden

wie folgt festgesetzt:

Baustellenabfélle

Eimer oder vergleichbare Groi3e 1,00 EUR
Schubkarren oder vergleichbare GroRRe 10,00 EUR
je angefangenem ¥ cbm 30,00 EUR
Bauschutt mineralisch

unbelastet und aufbereitbar

Eimer oder vergleichbare GroR3e 1,00 EUR
Schubkarren oder vergleichbare GroRRe 8,00 EUR
je angefangenem ¥ cbm 25,00 EUR
Sperrige Abfélle

je angefangenem ¥ cbm 35,00 EUR
Sperrige Abfalle unter % cbm sind kostenfrei

Altholz

je angefangenem ¥ cbm 15,00 EUR
Altholz unter ¥ cbm ist kostenfrei

Grunabfalle

je angefangenem ¥ cbm 7,50 EUR
Grinabfalle unter 1 cbm sind kostenfrei

Altreifen

Pkw-Reifen ohne Felgen (Stiick) 1,50 EUR
Pkw-Reifen mit Felgen (Stuck) 2,50 EUR
Lkw-Reifen ohne Felgen (Stuck) 12,00 EUR
Lkw-Reifen mit Felgen (Stiick) 28,00 EUR
Altol

je angefangenem Liter 0,20 EUR
Altdl unter 10 Liter ist kostenfrei

Altpapier

je angefangenem ¥ cbm 6,00 EUR

Altpapier unter ¥4 cbm ist kostenfrei
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Gebuhrenpflichtig ist der Anlieferer. Fur Anlieferungen gewerblicher Art im
Rahmen der privathaushaltsiiblichen Mengen entfallen die Freikontingente. Die
Menge wird vom Personal geschatzt. Sperrige Abfélle sollen zerlegt angeliefert
werden. Grunabfélle durfen nicht lAnger als 1 m sein.

Fir An- und Ummeldungen von AbfallgefaRen wird eine Verwaltungsgebihr
von 13,00 EUR erhoben. Eine Meldung im Jahr ist gebuhrenfrei.

§14
Sonderleistungen

Werden RestmiullgefaBe mehr als einmal wo6chentlich abgefahren, so
vervielfacht sich die Gebihr je Abfuhr und Restmillgefal3 entsprechend,
zuzuglich wird eine Sondergebuhr (Fahrt- und Personalkosten) von 25,00 EUR
je Anfahrtsziel erhoben.

Werden Restmiullgefal3e bei 6ffentlichen Festen (Brunnenfest, Kerb etc.) zur
Verfigung gestellt, so wird je Leerung ein Viertel der monatlichen Geblhr

zuzuglich einer einmaligen Transportgebthr von 50,00 EUR erhoben. Diese gilt
fur den Transport von jeweils bis zu 3 Restmillgefal3en.

§15
Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

entgegen den 88 4 Abs. 4 und 5 Abs. 2 andere als die zugelassenen Abfélle in
die SammelgefalRe oder -behalter eingibt,

entgegen 8 6 Abs. 5 Abfélle zur Verwertung nicht in die dafur vorgesehenen
SammelgeféalRe nach 8 5 Abs. 2 sondern in das Restmiillgefal3 eingibt,

entgegen 8 7 Abs. 2 Abfallgefalie zweckwidrig verwendet,

entgegen 8 7 Abs. 3 geleerte RestmiiligefaRe nicht unverziglich auf sein
Grundstuck zurtickstellt,

entgegen § 7 Abs. 9 Anderungen im Bedarf an MilllgefaBen der Gemeinde
nicht unverziglich mitteilt,

entgegen 8§ 8 Abs. 2 zur Einsammlung bereitgestellte sperrige Abfélle unbefugt
wegnimmt, durchsucht oder umlagert,

entgegen 8§ 10 Abs. 1 sein Grundstick nicht an die offentliche
Abfalleinsammlung anschliel3t,

entgegen 8 10 Abs. 3 den Wechsel im Grundeigentum nicht der Gemeinde
mitteilt,

entgegen 8§ 10 Abs. 5 Uberlassungspflichtige Abféalle, die er besitzt, nicht der
offentlichen Abfallentsorgung Uberlasst,



2)

®3)

)

K)

30.11

entgegen 8§ 11 Abs. 1 den Beauftragten der Gemeinde den Zutritt zum
Grundstiick verwehrt,

entgegen § 11 Abs. 3 Verunreinigungen nicht beseitigt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbu3e bis zu 50.000,00 EUR
geahndet werden. Die GeldbuRRe soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater
aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Ubersteigen. Reicht das
satzungsmaRige Hochstmal hierzu nicht aus, so kann es Uberschritten werden.

Das Bundesgesetz Uber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils gultigen Fassung
findet Anwendung; zustandige Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Abs. 1
Nr. 1 des Gesetztes Uiber Ordnungswidrigkeiten ist der Magistrat.

816
In-Kraft-Treten/AuRer-Kraft-Treten

Diese Abfallsatzung tritt am 01.01.2009 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Abfallsatzung der Stadt Oberursel (Taunus) vom 16.11.2007,
zuletzt gedndert am 20.06.2008, aul3er Kraft.

Oberursel (Taunus), den 12.12.2008

Der Magistrat

Hans-Georg Brum
BlUrgermeister

Offentlich bekannt gemacht in der Taunus Zeitung am 16.12.2008
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Abfallsatzung der Stadt Oberursel (Taunus)

Aufgrund der §§ 5, 51 der Hessischen Gemeindeordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 7. Marz 2005 (GVBI. | S. 142), zuletzt gedndert durch Gesetz
vom 21. Juni 2018 (GVBI. S. 291), des § 20 Abs. 1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes
vom 20. Februar 2012 (BGBI. | S. 212), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 20. Juli
2017 (BGBI. | S. 2808), in Verbindung mit § 1 Abs. 6 und § 7 Abs. 3 des Hessischen
Ausflihrungsgesetzes zum Kreislaufwirtschaftsgesetz vom 6. Marz 2013 (GVBI. S. 80),
zuletzt geandert durch Gesetz vom 3. Mai 2018 (GVBI. S. 82),des § 37 des Hessischen
Strallengesetzes in der Fassung vom 8. Juni 2003 (GVBI. | S.166), zuletzt geandert
durch Gesetz vom 28. Mai 2018 (GVBI. S 198), hat die Stadtverordnetenversammlung
am 23.05.2019 folgende Satzung beschlossen:

§1
Aufgabe

(1) Die Stadt betreibt die Abfallentsorgung in ihrem Gebiet nach MalRgabe des
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KIWG) und des Hessischen
Ausfuhrungsgesetzes zum Kreislaufwirtschaftsgesetz (HAKrWG) in der jeweils
geltenden Fassung und dieser Satzung als 6ffentliche Einrichtung.

(2) Die Abfallentsorgung der Stadt umfasst das Einsammeln der in ihrem Gebiet
angefallenen und Uberlassenen Abfalle im Hol- und Bringsystem und die
Abgabe der eingesammelten Abfalle an den oder die Entsorgungspflichtigen.

(3) Sofern im Rahmen der Aufgaben nach Abs. 1 und 2 mit anderen Kommunen
Vereinbarungen zur Zusammenarbeit getroffen werden, die Uber das Gebiet der
Stadt Oberursel (Taunus) hinausgehen, ist es zulassig, die Abfallentsorgung im
Rahmen der Vereinbarungen zu betreiben.

(4) Die Stadt informiert und berdt im Rahmen der Erfullung ihrer
Einsammlungspflicht Uber Moglichkeiten der Vermeidung, Verwertung und
Beseitigung von Abféllen. Diese Abfallberatung i.S.v. § 46 KrWG zahlt ebenfalls
zur offentlichen Einrichtung.

(5) Bei Veranstaltungen in o6ffentlichen Einrichtungen und auf Grundstlicken der
Stadt einschlielllich offentlicher Verkehrsflachen sind die Veranstalter
verpflichtet, anstelle von Einweg-Plastikgeschirr und Einweg-Plastikgefalien
entweder Mehrwegerzeugnisse zu verwenden oder, wenn das aus
organisatorischen oder wirtschaftlichen Grinden nicht mdglich ist, alternative
Einwegprodukte aus Pappe, anderen organischen Materialien wie Zellulose
oder Holz oder solche, die verzehrbar sind, einzusetzen

(6) Zur Erfullung ihrer Aufgaben kann sich die Stadt Dritter bedienen.

§2

Begriffsbestimmungen

(1) Anschlusspflichtiger ist jeder Eigentimer, Erbbauberechtigte, Nie3braucher
oder sonst zur Nutzung eines Grundsticks dinglich Berechtigte.

(2) Benutzungspflichtiger ist jeder Anschlusspflichtige und sonstige Abfallerzeuger
oder —besitzer.



3)

(4)

®)

(6)

(7)

(1)

(2)

Bewohner ist jeder beim Einwohnermeldeamt mit Haupt- oder Nebenwohnsitz
gemeldete Einwohner.

Als Grundstuck im Sinne dieser Satzung gilt ohne Rucksicht auf die Eintragung
im Liegenschaftskataster oder im Grundbuch jeder zusammenhangende
Grundbesitz (auch Teilgrundstiicke) desselben Anschlusspflichtigen, der eine
selbstandige wirtschaftliche Einheit bildet.

Bioabfalle im Sinne dieser Satzung sind pflanzliche Kichenabfalle (z.B.
Gemduse-, Obst- und Blumenabfall), Fette und tierische Erzeugnisse (z.B.
Wourst, Fleisch, Graten, Knochen), soweit diese nicht unter die Vorschriften zur
Tierkorperbeseitigung fallen, Speisereste sowie haushaltstibliche Mengen von
Gartenabfallen (z.B. Laub, Gras, Unkraut, Baum- und Strauchschnitt). Keine
Bioabfalle im Sinne dieser Satzung sind Kichen- und Speiseabfédlle aus
anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen sowie Erdaushub.
Ebenfalls keine Bioabfalle sind Biokunststoffe, auch wenn sie als biologisch
abbaubar gekennzeichnet sind.

Kompostierbare Gartenabfalle sind biologisch abbaubare pflanzliche Abfalle,
die typischerweise im Garten anfallen (z.B. Laub, Gras, Unkraut, Baum- und
Strauchschnitt).

Sperrige Abfélle sind alle sperrigen Gegenstande, die wegen ihrer Gréfe, auch
nach einer zumutbaren Zerkleinerung, nicht in die AbfallgefalRe passen, wie
Mébelstiicke, Matratzen und Ahnliches. Die sperrigen Gegenstéande dirfen ein
Gewicht von 50 kg und die MalRe von 2 m x 1 m x 1 m nicht berschreiten. Von
der Sperrmullabfuhr ausgeschlossen sind:

a) Restabfall, der nach zumutbarer Zerkleinerung in die Abfallgefalle passt,

b) Bauschutt, Steine, Erde, Sand, Zement, Baumwurzeln, Baumstimpfe
sowie Baumstamme,

c) Baustellenabfalle, A4 Holz, sowie fest verbaute Bestandteile des
Hauses, wie
z.B. Fenster, Tlren, Bodenbelage, Sanitareinrichtungen, usw.,

d) Fakalien, ekelerregende Stoffe und Tierkadaver,

e) flissige Stoffe aller Art, z.B. Farbreste, Ol usw.,

f) gefahrliche Abfalle wie Sauren, wassergefahrdende, Odlhaltige,
zindfahige, explosive, radioaktive, giftige sowie gasentwickelnde Stoffe,

g) Autowracks, Maschinen und Teile derselben Uber 50 kg,

h) Altreifen,

i) Oléfen und Oltanks,

i) kompostierbare Gartenabfalle,

k) Zeitungen, Zeitschriften, Kartonagen,

) Altglas, Glasplatten, Spiegel, Fensterglas, Schranktiren mit

Glasscheiben,
m) Elektro- und Elektronikschrott,
n) Sacke oder Kartons mit Kleinteilen, Altkleidern, usw.

§3
Ausschluss von der Einsammlung

Der stadtischen Abfalleinsammlung unterliegen alle Abfélle, soweit sie nicht
nach Mal3gabe dieser Satzung von der Einsammlung ausgeschlossen sind.

Von der Einsammlung ausgeschlossen sind:



3)

(1)
(2)

©)

(1)

a)

b)

a)
b)
c)
d)

Abfalle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten
Haushaltungen, soweit diese nicht in den bereitgestellten Abfallgefalien,
Depotcontainern, durch die Abfuhr sperrigen Abfalls oder andere
Einsammlungsaktionen nach dieser Satzung durch die Stadt eingesammelt,
beférdert oder beseitigt werden kénnen oder die Sicherheit der
umweltvertraglichen Beseitigung im Einklang mit dem Abfallwirtschaftsplan des
Landes durch einen anderen offentlich-rechtlichen Entsorgungstrager oder
Dritten gewabhrleistet ist. Hierzu zahlen insbesondere gefahrliche Abfalle i.S.d.
§ 3 Abs. 5 Kr'WG und Erdaushub und Bauschutt,

Kleinmengen gefahrlicher Abfalle (§ 1 Abs. 4 HAKrWG), die vom
Entsorgungspflichtigen (Landkreis) eingesammelt werden und diesem zu
Uberlassen sind,

Abfalle, die aufgrund eines Gesetzes oder einer Verordnung nach § 25 KIWG
einer Rucknahmepflicht unterliegen, soweit entsprechende
Ruicknahmeeinrichtungen tatsachlich zur Verfligung stehen, und bei denen die
Stadt nicht durch Erfassung als ihr Ubertragene Aufgabe bei der Ricknahme
mitwirkt.

Die von der Einsammlung ausgeschlossenen Abfélle sind von den Erzeugern
und Besitzern dieser Abfalle zum Zwecke der Entsorgung entsprechend der
Abfallsatzung des Hochtaunuskreises in der jeweils aktuellen Fassung zu der
vom Landkreis angegebenen Sammelstelle, Behandlungsanlage oder
Abfallentsorgungsanlage zu beférdern oder beférdern zu lassen. Soweit der
Landkreis die Entsorgung dieser Abfélle ebenfalls ausgeschlossen hat, sind
diese Abfdlle zum Zwecke der Entsorgung zu einer sonstigen dafur
zugelassenen Abfallentsorgungsanlage zu beférdern bzw. beférdern zu lassen.
Abfalle, die einer Ricknahmepflicht aufgrund eines Gesetzes oder einer
Verordnung nach § 25 KrWG unterliegen, sind dem Ricknahmepflichtigen zu
Uberlassen.

§4

Einsammlungssysteme
Die Stadt fihrt die Einsammlung von Abfallen im Hol- und Bringsystem durch.

Beim Holsystem werden die Abfalle am Grundstick des Abfallbesitzers
abgeholt.

Beim Bringsystem hat der Abfallbesitzer die Abfalle zu aufgestellten
Sammelgefalen oder zu sonstigen Annahmestellen zu bringen.

§5
Getrennte Einsammlung von Abféllen zur Verwertung
und sperriger Abfélle im Holsystem

Die Stadt sammelt im Holsystem folgende Abfalle ein:

sperrige Abfalle,
kompostierbare Gartenabfalle,
Papier, Pappe und Kartonagen,
Bioabfalle.



(2)

3)

(4)

®)

Die in Abs. 1 Buchstabe a) genannten sperrigen Abfalle werden auf Abruf
eingesammelt. Pro Haushalt sind maximal vier Abholungen im Kalenderjahr mit
einem Gesamtvolumen von 3 m? pro Abholung zulassig.

Zur Einsammlung der in Abs. 1 Buchstabe b) genannten Gartenabfalle
veranstaltet die Stadt jahrlich besondere Abfuhren. Die Gartenabfalle (max.
Lange: 1 m, max. Durchmesser: 0,1 m) sind an den daflr vorgesehenen
Abfuhrtagen geblndelt oder in verrottbarem Material verpackt (z.B. Jute-,
Papiersack) vom Abfallbesitzer zur Abfuhr bereitzustellen. Ausgenommen sind
Baumstimpfe oder Wurzelballen sowie Erdaushub. Die Abfuhr erfolgt in der
Regel zweimal im Jahr. Zusatzlich wird Anfang des Jahres eine
Weihnachtsbaumsammlung durchgefihrt. Die Regelungen
des § 9 Abs. 1 und 2 gelten entsprechend.”

Die in Abs. 1 Buchstabe c) genannten Abfalle zur Verwertung sind in den dazu
bestimmten GefalRen in den NenngréRen 120 |, 240 | und 1100 | vom
Abfallbesitzer zu sammeln und unter Beachtung der weiteren Regelungen
dieser Satzung, insbesondere des § 8, zur Abfuhr bereitzustellen. Die Abfuhr
erfolgt alle vier Wochen.

Die in Abs. 1 Buchstabe d) genannten Abfélle zur Verwertung sind in den dazu
bestimmten Gefalken in den NenngréfRen 120 | und 240 | vom Abfallbesitzer zu
sammeln und unter Beachtung der weiteren Regelungen der Satzung,
insbesondere des § 8, zur Abfuhr bereitzustellen. Die Abfuhr erfolgt alle zwei
Wochen.

§6

Getrennte Einsammlung von Abfallen zur Verwertung und sperriger Abfille im

(1)

(2)

3)

Bringsystem
Die Stadt sammelt im Bringsystem folgende Abfalle zur Verwertung:

Papier, Pappe und Kartonagen,

Schrott und sonstige Metalle,

Altholz,

Altreifen,

Elektro- und Elektronikschrott aus Privathaushalten (z. B. HaushaltsgroRgerate,
Kihlgerate, Informations- und Telekommunikationsgerate, Gerate der
Unterhaltungselektronik, Gasentladungslampen, Elektrokleingerate),
kompostierbare Gartenabfalle,

Batterien und Fahrzeugbatterien,

Bauschutt /Baustellenabfalle,

Textilien,

sperrige Abfalle.

Die Stadt stellt zur Einsammlung der in Abs. 1 Buchstabe i) genannten Abfalle
Sammelbehalter an allgemein zuganglichen Platzen auf. Die Sammelbehalter
tragen Aufschriffen zur Kennzeichnung der Abfélle, die in die Behalter
eingegeben werden dirfen. Andere Abfalle als die so bezeichneten dirfen nicht
in diese Sammelbehalter eingegeben werden.

Die in Abs. 1 Buchstabe a) bis h) und j) genannten Abfalle sind vom
Abfallbesitzer zur Annahmestelle des Wertstoffhofes des Bau & Service
Oberursel, Eigenbetrieb der Stadt Oberursel (Taunus) zu bringen und dem dort
anwesenden Personal zu Uberlassen. Die in Abs. 1 Buchstabe a) und j)

4
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(2)

3)

(4)

)

(1)

(2)

genannten Abfalle sind vorrangig im Holsystem zu Uberlassen; eine
Uberlassung am Wertstoffhof ist nur in Ausnahmefallen maoglich.

Der Magistrat kann - um Beldstigungen Anderer zu vermeiden - Einflllzeiten
festlegen, zu denen bestimmte Sammelbehalter benutzt werden dirfen. In
diesen Fallen werden die Einflllzeiten auf den davon betroffenen Behaltern
deutlich lesbar angegeben. AuRerhalb dieser Einfillzeiten didrfen die davon
betroffenen Behalter nicht benutzt werden.

Auf dem Betriebsgelande des vom BSO betriebenen Wertstoffhofes gilt zur
Gewahrleistung von Sicherheit und Ordnung die Hausordnung, welche auf dem
Wertstoffhof in aktueller Fassung aushangt.

§7
Einsammlung von Abféllen zur Beseitigung (Restabfall)

Abfalle, die nicht der Verwertung zugeflihrt werden (Restabfall), werden im
Holsystem eingesammelt. Die Abfuhr erfolgt alle zwei Wochen.

Der Restabfall ist vom Benutzungspflichtigen in den dafiir vorgesehenen
Gefallen zu sammeln und an den Abfuhrtagen unter Beachtung der weiteren
Regelungen in dieser Satzung bereitzustellen.

Zur Sammlung von Restabfall sind GefaRe mit nachfolgend genannten
NenngroRen zugelassen:

a) 601,
b) 801,
c) 1201,
d) 2401,
e) 7701,
f) 1.1001.

Andere als die von der Stadt bereitgestellten Abfallgefale dirfen nicht benutzt
werden. Sie werden von der Ausleerung ausgeschlossen.

In die Restabfallgefale dirfen keine von der Einsammlung ausgeschlossenen
Abfalle nach § 3 und keine Abfélle zur Verwertung eingegeben werden, die
nach den §§ 5 und 6 getrennt gesammelt werden. Verstdle gegen diese
Bestimmungen berechtigen die Stadt oder die von ihr mit der Abfuhr
beauftragten Dritten, die Abfuhr des Restabfalls zu verweigern, bis diese Abfalle
aus dem Restabfallgefall entnommen worden sind. Die Ahndungsmdglichkeit
als Ordnungswidrigkeit bleibt in diesem Fall unberthrt.

§8
AbfallgefaBe

Die Gefale fir den Restabfall und fir andere Abfalle, die im Holsystem entsorgt
werden, stellt die Stadt den Abfallbesitzern leihweise zur Verfugung. Die
Anschlusspflichtigen haben diese Gefalle pfleglich zu behandeln. Sie haften fur
schuldhafte Beschadigungen und fir Verluste. Der Verlust oder die
Beschadigung ist der Stadt unverziglich vom Anschlusspflichtigen mitzuteilen.

Die AbfallgefalRe durfen nicht zweckwidrig verwendet werden, insbesondere
dirfen sie nur so weit gefullt werden, dass ihre Deckel sich gut schliel3en lassen

5
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(4)

®)

(6)

(7)

und bei Gefallen, bei denen die maximal zulassige Beflllung bis zu einer
bestimmten Fillstandmarkierung zulassig ist, darf diese nicht Uberschritten
werden. Einschldmmen und Einstampfen des Inhalts ist nicht gestattet. Die
Deckel sind geschlossen zu halten. Die folgenden Gesamtgewichte durfen nicht
Uberschritten werden:

60 I-Gefaly 50 kg
80 I-Gefaly 50 kg
120 I-Gefaly 60 kg
240 I-Gefal® 110 kg
770 I-Gefal® 300 kg
1.110 I-Gefa 400 kg

Eine Verpflichtung der Stadt zur Entleerung eingefrorener, eingestampfter und
Uberfullter Abfallgefalie besteht nicht.

Die AbfallgefaRe sind an den offentlich bekanntgegebenen Abfuhrtagen und -
zeiten an gut erreichbarer Stelle an dem zur Fahrbahn liegenden Rand des
Gehweges oder - soweit keine Gehwege vorhanden sind - am aulersten
Fahrbahnrand flir eine gewlinschte Entleerung bereitzustellen. Der
Strallenverkehr darf nicht oder nicht mehr als notwendig und vertretbar
beeintrachtigt werden. Die Gefalde sind am Vorabend des Abfuhrtages ab 18:00
Uhr oder aber an den Abfuhrtagen bis spatestens 6.00 Uhr bereit zu stellen.
Nach erfolgter Leerung oder unterbliebener Leerung aufgrund von Fehl- oder
Uberfillungen der GefaBe, sind diese unverziglich durch den
Anschlusspflichtigen oder den von ihm Beauftragten auf das Grundstick
zurlckzustellen.”

In besonderen Fallen, insbesondere wenn Grundsticke aus rechtlichen (z.B.
aufgrund von Unfallverhitungsvorschriften) oder tatsachlichen Griinden nicht
von den Abfuhrfahrzeugen angefahren werden kénnen, kann der Magistrat
bestimmen, an welcher Stelle die AbfallgefalRe zur Entleerung aufzustellen sind,
wobei die betrieblichen Notwendigkeiten der Abfalleinsammlung zu
berucksichtigen sind.

Abfallsdcke kénnen ausnahmsweise anstelle von oder zusatzlich zu
RestabfallgefaRen zugelassen werden, wenn auf dem anschlusspflichtigen
Grundstlck nur vorubergehend geringe Restabfallmengen anfallen oder wenn
vorubergehend zusatzliche Restabfallmengen anfallen, die in den AbfallgefalRen
nicht untergebracht werden kénnen. Die Abfallsacke sind bei den vom Magistrat
zu benennenden Stellen zu beziehen.

Die Zuteilung der Restabfallgefalle auf die anschlusspflichtigen Grundstiicke
erfolgt durch den Magistrat nach Bedarf, wobei sich der Bedarf bei privaten
Haushaltungen an einem Gefallvolumen von 6 I/Woche und Bewohner und bei
Gewerbebetrieben an einem GefalRvolumen von 3 I/Woche und Beschaftigten
orientiert. Auf jedem anschlusspflichtigen Grundstick muss mindestens das
kleinste zugelassene Gefal} fur den Restabfall vorgehalten werden. Die Stadt
ist bei Mehrfamilienhdusern berechtigt, zwei oder mehrere Kkleine
Restabfallgefale in ein groReres Restabfallgefall umzutauschen. Auf
schriftlichen Antrag kann die gemeinsame Nutzung von Restabfall-, Bioabfall-
und AltpapiergefaBen auf zwei benachbarten Grundsticken zugelassen
werden. Die Anschlusspflichtigen haften als Gesamtschuldner.®

Fur Betriebe und ahnliche Einrichtungen wird das erforderliche Gefallvolumen
fur den Restabfall vom Magistrat unter Beachtung der regelmafig anfallenden
Restabfallmengen auf dem jeweiligen Grundstlick festgesetzt.



(8)

9)

(10)
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(12)
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Fur die Einsammlung von Papier, Pappe und Karton orientiert sich die
Regelzuteilung der AbfallgefalRe an der Aufstellung der Restabfallgefalie, d.h.:
pro 60 | oder 80 | Restabfallgefal ein 120 | Abfallgefaf,

pro 120 | oder 240 | Restabfallgefald ein 240 | Abfallgefal® und

pro 770 | oder 1.100 | Restabfallgefal’ ein 1.100 | Abfallgefald.

Far die Einsammlung von Bioabfallen orientiert sich die Regelzuteilung der
Abfallgefalle an der Aufstellung der Restabfallgefalie, d.h.:

pro 60 | Restabfallgefalt ein 120 | Abfallgefall mit maximal zulassiger Befillung
bis zur 60 |-Fillstandsmarkierung,

pro 80 | Restabfallgefal® ein 120 | Abfallgefald mit maximal zulassiger Beflllung
bis zur 80 |-Fillstandsmarkierung,

pro 120 | Restabfallgefald ein 120 | AbfallgefaR,

pro 240 | Restabfallgefald ein 240 | AbfallgefaR,

pro 770 | Restabfallgefal® bis zu drei 240 | Abfallgefalie,

pro 1.100 | Restabfallgefal® bis zu vier 240 | Abfallgefalle.

Die Stadt bestimmt, welche und wie viele Behalter vorzuhalten sind. Wird
festgestellt, dass die vorhandenen Abfallgefafie fur die Aufnahme des
regelmaflig anfallenden Abfalls nicht ausreichen und sind zusatzliche
AbfallgefaRe nicht beantragt worden, so haben die Anschluss- und
Benutzungspflichtigen nach Anordnung durch die Stadt die erforderlichen
zusatzlichen bzw. groRReren Abfallgefalle entgegenzunehmen und zu benutzen.
Die vorhandenen festen Abfallgefale reichen in der Regel dann nicht aus,
wenn an drei Entleerungsterminen innerhalb von drei aufeinander folgenden
Monaten festgestellt wird, dass der Abfallbehalter so gefiillt ist, dass sich der
Deckel nicht mehr schlielen I&sst oder dass Abfalle neben den Abfallbehaltern
liegen. Gleiches gilt bei der Befullung der Bioabfallgefalle, die nur bis zu einer
bestimmten Fiullstandsmarkierung befillt werden durfen, wenn an drei
Entleerungsterminen innerhalb von drei aufeinander folgenden Monaten
festgestellt wird, dass die Beflllung des Abfallbehalters die
Fullstandsmarkierung sichtlich Uberschreitet. Handelt es sich um ein
Bioabfallgefald nach § 11 Abs. 4 (genehmigte Eigenkompostierung), so stellt
dieses Verhalten einen Grund fur den Widerruf der Genehmigung dar.

Bioabfallgefalie, die nicht ordnungsgemaf gefillt sind, bei denen insbesondere
andere Abfalle als Bioabfalle eingefillt wurden, werden von der Stadt nicht im
Rahmen der regularen Leerungstour Bioabfall geleert, sondern es erfolgt auf
Antrag eine gesonderte Zwischenleerung dieses Gefaldes. Hierfir werden
gesonderte Gebuhren entsprechend § 14 Abs. 10 Satz 2 und Satz 4 erhoben.
Wird an drei Entleerungsterminen innerhalb von drei aufeinander folgenden
Monaten festgestellt, dass das Bioabfallgefall nicht ordnungsgemafl beflllt
wurde, wurden insbesondere andere Abfélle als Bioabfalle eingefillt, so haben
die Anschluss- und Benutzungspflichtigen nach Anordnung durch die Stadt die
erforderlichen zusatzlichen bzw. grofleren Restabfallgefalie
entgegenzunehmen und zu benutzen. Die Bioabfalle durfen nur lose oder unter
Verwendung von Papiertiten bzw. Zeitungspapier in die Bioabfallgefalle
eingebracht werden. Die Verwendung von Kunststoff- oder Maisstarketuten
(sogenannte Biobeutel) ist - vorbehaltlich zukunftiger Zulassigkeit - derzeit nicht
gestattet.

Anderungen im GefaRbedarf hat der Anschlusspflichtige unverziiglich schriftlich
der Stadt mitzuteilen und auf Verlangen zu begrinden.

Die AbfallgefaRe sind sachgemafl und pfleglich zu behandeln und stets in
sauberem und gebrauchsfahigem Zustand zu halten. Sind sie stark
verschmutzt, missen die Benutzer diese durch Spilen reinigen. Werden Rest-
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oder Bioabfallgefalie abgemeldet oder umgetauscht, sind sie in gereinigtem
Zustand zum Abholen bereitzustellen.

§9

Bereitstellung sperriger Abfalle

Sperrige Abfalle sind an dem von der Stadt dem Grundstlickseigentimer
mitgeteilten Termin an den Grundstiicken zur Einsammlung so bereitzustellen,
dass sie ohne Aufwand aufgenommen werden kdnnen. Die Regelungen des § 8
Abs. 3 und 4 sind entsprechend zu beachten.

Die zur Einsammlung bereitgestellten sperrigen Abfélle werden mit der
Bereitstellung Eigentum der Stadt. Unbefugten ist es verboten, diese
wegzunehmen, zu durchsuchen oder umzulagern.

Die Absatze 1 und 2 gelten auch fir andere Abfalle, die in besonderen, von der
Stadt offentlich bekannt gemachten Einsammlungsaktionen und -terminen
aulerhalb von AbfallgefaRen, zum Beispiel geblndelt oder verpackt, zur
Einsammlung bereitgestellt werden.

§ 10
Einsammlungstermine/Offentliche Bekanntmachung

Der Magistrat bestimmt, wie oft und zu welchem Zeitpunkt der Abfall
eingesammelt wird. Die Einsammlungstermine werden auf der Homepage des
Bau & Service Oberursel, Eigenbetrieb der Stadt Oberursel (Taunus)
(www.bso-oberursel.de) bekannt gemacht.

Werden AbfallgefdRe nicht rechtzeitig bereitgestellt, so st die
Benutzungsgebihr gleichwohl zu entrichten.

Die Sammelfahrzeuge befahren ab 6.00 Uhr die Abfuhrbezirke.

Ist der Zeitpunkt der Millabfuhr aus besonderen Griinden nicht einzuhalten,
wird der neue Abfuhrplan nach Mdglichkeit 6ffentlich bekannt gemacht.

Kdénnen die -Abfallgefalle aus einem von der Stadt nicht zu vertretenden Grund
nicht entleert werden, so werden diese am nachsten regelmafligen Abfuhrtag
geleert. Auf Antrag kdnnen in Ausnahmefallen die Abfallgefale gegen Zahlung
einer Sondergebihr gemafk § 14 Abs. 10 entleert werden.

Die Stadt gibt nach Mdglichkeit in ihrem in Abs. 1 genannten Mitteilungsorgan
auch die Termine fir die Einsammlung von Abféllen nach § 1 Abs. 4 HAKI'WG
("Schadstoff-Kleinmengen") und anderen Abfallen bekannt, die nicht von ihr,
sondern von Dritten zulassigerweise durchgefihrt werden.

§ 11

Anschluss- und Benutzungszwang

Jeder Anschlusspflichtige ist verpflichtet, sein Grundstiick an die &ffentliche
Abfallentsorgung anzuschlieRen, wenn dieses Grundstick bewohnt oder
gewerblich genutzt wird oder hierauf aus anderen Grinden Abfélle anfallen.
Das Grundstuck gilt als angeschlossen, wenn das Restabfallgefal (§ 7 Abs.3)
und das Bioabfallgefal® (§ 8 Abs. 9) aufgestellt worden ist. Flr die privaten
Haushalte ist dartber hinaus die Aufstellung des Altpapiergefalies erforderlich.
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Von dem Zwang, auf dem anschlusspflichtigen Grundstick Gefalle
entsprechend der Regelausstattung nach § 8 (9) zur Aufnahme von Bioabfallen
aufzustellen, lasst der Magistrat auf schriftichen Antrag des
Anschlusspflichtigen eine Ausnahme zu, wenn der Anschlusspflichtige
nachweist und schriftlich bestatigt, dass alle auf dem Grundstiick anfallenden
zur Eigenkompostierung geeigneten Abfalle ordnungsgemafl und schadlos
selbst verwertet werden (Eigenkompostierung) und wenn fur die Ausbringung
des Kompostes eine eigene gartnerisch genutzte Grundstiicksflache von
mindestens 25 m? nachgewiesen wird.

Ein Transport von Bioabfallen (Uber die Grundstlicksgrenzen des
Entstehungsortes ist unzulassig.

Zum Nachweis der fachgerechten Eigenkompostierung ist das Vorhandensein
mindestens eines Komposthaufens oder eines Komposters mit in Rotte
befindlichem Material erforderlich.

Eine Kompostierung von Speiseresten (gekochte Essensreste, Brot, Kase,
fleischhaltige Lebensmittel, Knochen und Graten, u.a.) ist nicht zulassig. Hierflr
ist auch bei einer Befreiung von der Regelausstattung nach § 8 Abs. 9 die
Mindestausstattung flir Eigenkompostierer nach Abs. 4 vorzuhalten.

Mit dem Antrag auf Eigenkompostierung ist die Zahl der Grundsticksbewohner
zu benennen und es ist ein Grundstlicksplan beizufiigen, aus dem die Lage und
GroRe der gartnerisch genutzten Flache ersichtlich ist. Fur die Bearbeitung des
Antrags wird eine Verwaltungsgebihr in Hohe von 24,49 EUR erhoben.

Bei von der Stadt genehmigter Eigenkompostierung ist flr Speisereste, die
nicht kompostiert werden durfen, folgende Ausstattung mit Bioabfallgefalen
erforderlich:

pro 60 I, 80 | oder 120 | Restabfallgefal® ein 120 | Abfallgefal® mit maximal
zulassiger Beflllung bis zur 40 |-Fullstandsmarkierung,

pro 240 | Restabfallgefald ein 120 | Abfallgefal® mit maximal zulassiger Befullung
bis zur 80 |-Fullstandsmarkierung,

pro 770 | oder 1.100 | Restabfallgefald ein 240 | Abfallgefal.

Bei Abfallen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen lasst
der Magistrat auf schriftlichen Antrag des Anschluss- und Benutzungspflichtigen
von dem Zwang, auf dem anschlusspflichtigen Grundstick Gefalie
entsprechend der Regelausstattung nach § 8 Abs. 9 zur Aufnahme von
Bioabféllen aufzustellen, eine Ausnahme zu, wenn die ordnungsgemale
Verwertung der auf dem Grundstlick anfallenden Bioabfalle nachgewiesen wird.
Eine Mindestausstattung nach Abs. 4 ist in diesen Fallen nicht erforderlich. Mit
dem Antrag auf Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang ist die
ordnungsgemale Verwertung der Bioabfédlle nachzuweisen. Fiar die
Bearbeitung des Antrags wird eine Verwaltungsgebuhr in Hohe von 24,49 EUR
erhoben.

Der Anschlusspflichtige nach Abs. 1 hat jeden Wechsel unverzuglich der Stadt
mitzuteilen; diese Verpflichtung hat auch der neue Anschlusspflichtige.

Daruber hinaus hat der Anschlusspflichtige der Stadt alle fur die
Abfallentsorgung und Gebulhrenerhebung erforderlichen sachbezogenen
Auskulnfte zu erteilen.

Jeder Abfallerzeuger oder -besitzer ist verpflichtet, seine Abfélle, soweit sie
nicht von der stadtischen Abfallentsorgung gemal § 3 Abs. 2 ausgeschlossen
sind, der offentlichen Abfallentsorgung zu Uberlassen und sich hierbei der
angebotenen Systeme (Hol- und Bringsystem) zu bedienen. Dies gilt nicht fur
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Abfalle aus privaten Haushaltungen, soweit ihre Erzeuger oder Besitzer selbst
zu einer Verwertung in der Lage sind und diese beabsichtigen,

Abfalle, die durch gemeinnitzige oder gewerbliche Sammlungen einer
ordnungsgemalen und schadlosen Verwertung zugefihrt werden,

Abfalle zur Verwertung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten
Haushaltungen,

Abfalle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen, soweit ihre Erzeuger
oder Besitzer diese in eigenen Anlagen beseitigen und keine Uberwiegenden
offentlichen Interessen eine Uberlassung erfordern,

pflanzliche Abfalle, deren Beseitigung gemal der Verordnung uUber die
Beseitigung von pflanzlichen Abfallen aulierhalb von Abfallbeseitigungsanlagen
vom 17.03.1975 (GVBI. | S. 174) zugelassen sind.

§12
Unterbrechung der Abfallabfuhr, Reklamationen

Bei vorubergehenden Einschrankungen, Unterbrechungen, Verspatungen oder
Ausfallen der Abfuhr infolge von Betriebsstérungen, hoherer Gewalt oder Streik
besteht kein Anspruch auf Geblihrenermafigung.

Die bereits zur Abfuhr bereitgestellten Abfalle sind bei Stérungen i.S. des Abs.
1, die langer als einen Tag andauern, von den Uberlassungs-pflichtigen wieder
zurickzunehmen. Miullbehalter sind an ihren gewohnlichen Standplatz
zuruckzustellen.

Reklamationen wegen Nichtabholung oder nicht ordnungsgemalfer Abholung
von Abfall, trotz rechtzeitiger Bereitstellung, missen unverzuglich, spatestens
binnen einer Ausschlussfrist von 2 Werktagen, erhoben werden. Nach Ablauf
dieser Frist ist eine gebuhrenfreie Nachholung nicht mehr moglich

§13
Allgemeine Pflichten

Den Beauftragten der Stadt ist zur Prifung, ob und wie die Vorschriften dieser
Satzung befolgt werden, ungehinderter Zutritt zu den Grundsticken zu
gewahren, auf denen Uberlassungspflichtige Abfalle anfallen. lhre Anordnungen
sind zu befolgen. Sie haben sich als Mitarbeiter des BSO entsprechend zu
legitimieren.

Abfalle, die nicht in den satzungsgemaflen Gefallen oder sonst satzungswidrig
zur Abholung bereitgestellt werden, bleiben von der Einsammlung
ausgeschlossen. Sie sind zum nachsten Abfuhrtermin unter Beachtung der
Vorgaben dieser Satzung zur Einsammlung bereitzustellen.

Verunreinigungen durch Abfallgefalle, Abfallsacke, bereitgestellte sperrige
Abfalle oder sonstige Ursachen im Zusammenhang mit der Abfallentsorgung
hat der Verursacher bzw. Anschlusspflichtige zu beseitigen.

Im Abfall vorgefundene Wertgegenstdnde werden als Fundsachen behandelt.
Die Stadt ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenstanden suchen
zu lassen.
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§14
Einheitsgebiihr und Zusatzgebiihren im Holsystem

Zur Deckung des Aufwandes, der ihr bei der Wahrnehmung
abfallwirtschaftlicher Aufgaben entsteht, erhebt die Stadt Gebulhren.

Gebuhrenmalistab fur die Einheitsgeblhr ist das jedem anschlusspflichtigen
Grundstick gem. § 8 Abs. 6 zur Verfligung stehende Gefallvolumen fir
Restabfall.

Es werden bei zweiwdchentlicher Abfuhr folgende monatliche Geblhren
erhoben:

60 I-Gefal: 15,03 EUR,
80 I-Gefals: 17,79 EUR,
120 |-Gefal: 23,32 EUR,
240 I-GefaR: 43,27 EUR,
770 |-Gefald: 129,29 EUR,
1.100 I-Gefald: 180,39 EUR.

Bei von der Stadt genehmigter Eigenkompostierung nach § 11 Abs. 2 werden
bei zweiwdchentlicher Abfuhr folgende monatliche Gebuhren erhoben:

60 I-Gefal: 14,19 EUR,
80 I-Gefal: 16,12 EUR,
120 |-Gefal: 19,97 EUR,
240 |-Gefal: 36,58 EUR,
770 |-Gefald: 109,22 EUR,
1.100 I-Gefald: 150,28 EUR.

Bei von der Stadt erteilter Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang
nach § 11 Abs. 5 werden bei zweiwdchentlicher Abfuhr folgende monatliche
Gebuhren erhoben:

60 I-Gefal: 12,52 EUR,
80 |-Gefal: 14,45 EUR,
120 |-Gefal: 18,30 EUR,
240 I-GefaR: 33,24 EUR,
770 I-Gefal: 99,19 EUR,
1.100 I-Gefald: 140,25 EUR.

Mit diesen Gebulhren sind auch die Aufwendungen der Stadt fur die Entsorgung
von Abfallen im Rahmen der Sperrabfall- und Grinabfallstralkensammlung, der
Sonderabfallsammlung, Papier- und Bioabfallsammlung im Umfang der
Regelzuteilung bzw. im Umfang der Zuteilung bei Eigenkompostierung im
Holsystem abgegolten. Ebenfalls abgegolten ist die Anlieferung von
kompostierbaren Gartenabfallen, Sperrabfall, Papier, Pappe, und Kartonagen,
Altmetall, Altholz, Elektro- und Elektronikaltgeraten, Haushalts- und KFZ-
Batterien und Textilien jeweils in haushaltsublichen Mengen an den
Wertstoffhof.

Abfallsacke werden zum Stickpreis von 4,00 EUR sowie Gartenabfallsacke
gegen eine Gebuhr von 1,00 EUR abgegeben.
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Werden auf Wunsch des Anschlusspflichtigen Bioabfallgefale oder
zusatzliches -flllvolumen Uber die Regelausstattung hinaus zugeteilt oder wird
auf Wunsch des Anschlusspflichtigen der Leerungsrhythmus fur Restabfall (§ 7
Abs. 1) erhoht, werden folgende zusatzliche monatliche Geblhren erhoben:

a. fir Bioabfallgefalie bei Zuteilung eines

120 I-Gefal: 5,8 EUR,
240 |-Gefal: 11,76 EUR,;

bei 120 | Gefalien, bei denen die Beflllung nur bis zur 40 I, 60 | oder
80 | Fullstand- markierung zulassig ist, kann das zulassige Fullvolumen
jeweils in 20 | Schritten bis zur vollen Fullhéhe von 120 | aufgestockt
werden. Je zusatzliche 20 | Fullvolumen wird eine monatliche Gebuhr
von 0,98 EUR erhoben

b. fiir Restabfall bei Anderung des Leerungsrhythmus von zweiwdchentlich
auf wdchentlich

770 I-Gefal: 137,10 EUR,
1.100 I-Gefald: 194,41 EUR.

Anderungen sind nur auf schriftlichen Antrag des Anschluss- und Benutzungs-
flichtigen mdoglich. Fur die Bearbeitung des Antrags wird eine
Verwaltungsgebiihr in Héhe von 24,49 EUR erhoben. Eine Anderung des
Leerungsrhythmus von zweiwochentlich auf wochentlich ist nur méglich, sofern
es die Mitarbeiter- und Fahrzeugkapazitaten zulassen.*

Fir An-, Ab- und Ummeldungen von Abfallgefalien wird eine Gebuhr von 14,38
EUR erhoben. Bei der erstmaligen Anmeldung aufgrund eines Wechsels des
Grundstuckseigentimers wird fur die Anmeldung keine Gebuhr erhoben.
Werden bei einer An- und Ummeldung mehrere Gefalte getauscht, fallt die
Gebuhr nur einmal an. Fur die Bearbeitung eines Antrags auf gemeinsame
Nutzung der Restabfall-, Bioabfall- und Altpapiergefalle nach § 8 Abs. 6 wird
eine Verwaltungsgebuhr von 24,49 EUR erhoben.

Werden 240 | oder 1.100 | Restabfallgefalle oder 240 | Bioabfallgefalle bei
offentlichen Festen (Brunnenfest, Kerb etc.) zur Verfigung gestellt, so wird je
Leerung eine Gebuhr von 6,48 EUR flur 240 | Bioabfallgefale, von 12,36 EUR
fur 240 | RestabfallgefaRe und 56,67 EUR flr 1.100 | Restabfallgefalle
zuzlglich einer einmaligen Transportgebihr von 55,56 EUR erhoben. Die
Transportgebuhr gilt fir den Transport von jeweils bis zu 3 Abfallgefalien.

Auf schriftichen Antrag werden die Abfallgefale gebUhrenpflichtig gereinigt.
Diese Moglichkeit besteht an zwei Tagen im Jahr; die Reinigungstermine
werden auf der Homepage des Bau & Service Oberursel, Eigenbetrieb der
Stadt Oberursel (Taunus) bekannt gemacht. Die Gebuhr pro Reinigung eines 2-
Rad Gefales (60 | bis 240 1) betragt 22,44 EUR und eines 4-Rad Gefales (770
| bis 1.100 ) betragt 29,10 EUR. Soweit mehr Antradge fir einen
Reinigungstermin vorliegen, als erledigt werden koénnen, erfolgt die
Tourenplanung unter Bericksichtigung der zeitlichen Reihenfolge des
Antragseingangs bei der Stadt.

Auf schriftlichen Antrag werden ElektrogroRgerate gebihrenpflichtig abgehoilt.
Die Gerate sind an dem von der Stadt dem Grundstlickseigentimer mitgeteilten
Termin an den Grundstiicken zur Einsammlung so bereitzustellen, dass sie
ohne Aufwand aufgenommen werden kdénnen. Die Regelungen des § 8 Abs. 3
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und 4 sind entsprechend zu beachten. Fir die Abholung von bis zu 3 Geraten
wird eine Gebuhr von 40,00 EUR erhoben.

Auf Antrag werden Sonderleerungen durchgefuhrt. Fir eine gesonderte Anfahrt
des Grundstiicks im Rahmen einer Sonderleerung wird eine Gebuhr von 43,13
EUR erhoben. Wird im Rahmen dieser Sonderleerung eine regulare Leerung
nachgeholt, so fallen keine weiteren zusatzlichen Gebuhren an.

Wird keine reguldare Leerung nachgeholt, sondern eine zusatzliche Leerung
oder eine Restabfall- anstelle einer Bioabfallleerung durchgefiihrt, so fallen
neben der Gebuhr nach Satz 1 die folgenden Gebuhren an:

60 I-Gefal: 5,58 EUR,
80 |-Gefals: 6,31 EUR,
120 |-Gefal: 7,79 EUR,
240 |-Gefal: 12,21 EUR,
770 I-Gefal: 31,72 EUR,
1.100 I-Gefal: 43,88 EUR.

Wird im Rahmen einer regularen Sammeltour ausnahmsweise eine zusatzliche
Leerung vorgenommen, so fallen nur die Gebihren nach Satz 4 an.

§ 15
Benutzungsgebiihren Wertstoffhof

Die Gebuhren fir die Benutzung der Container auf dem Recyclinghof werden
wie folgt festgesetzt:

Baustellenabfalle

Eimer bis 20 | oder vergleichbare GroRke 3,00 EUR,
Schubkarren oder vergleichbare GréfRe 12,00 EUR,
je angefangenem %4 cbm 37,50 EUR,

Bauschutt mineralisch
unbelastet und aufbereitbar

Eimer bis 20 | oder vergleichbare Grofie 2,00 EUR,
Schubkarren oder vergleichbare Gréle 8,00 EUR,
je angefangenem %2 cbm 25,00 EUR,
Altreifen

Pkw-Reifen ohne Felgen (Stlck) 2,00 EUR,
Pkw-Reifen mit Felgen (Sttick) 4,00 EUR,
Lkw-Reifen ohne Felgen (Stlck) 10,00 EUR,
Lkw-Reifen mit Felgen (Stuck) 30,00 EUR
Traktorreifen klein/Vorderrad (Stuck) 20,00 EUR
Traktorreifen grof3/Hinterrad (Stuck) 40,00 EUR

Bei den Baustellen- und Bauschuttabfallen wird die Menge von der Stadt
geschatzt.

Die Anlieferungen von sperrigen Abféllen, Altholz, Grinabféllen, Elektro- und
Elektronikschrott und Altpapier ist nur in haushaltsiblichen Mengen zulassig.
Einer haushaltsiiblichen Menge entspricht 1 m® der jeweiligen Abfallart. Diese
Mengen dirfen pro Anschlusspflichtigen einmal innerhalb eines Wochentages
angeliefert werden. Sperrige Abfalle sollen zerlegt angeliefert werden.
Grunabfalle durfen nicht langer als 1 m sein. Fur die Anlieferung
haushaltsiblicher Mengen wird keine gesonderte Gebuhr erhoben.
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§ 16
Gebiihrenpflichtige, Entstehen und Falligkeit der Gebiihr

Gebuhrenpflichtig ist im Hinblick auf die Gebuhren nach § 14 Abs. 2, Abs. 5 und
Abs. 6 der Anschlusspflichtige. Diese Gebuhren ruhen als 6ffentliche Last auf
dem Grundstuck. Der Anschlusspflichtige ist verpflichtet, die gesamten
Abfallgebuhren, die auf sein Grundstlick (wirtschaftliche Einheit) entfallen, zu
bezahlen.

Bei den Gebuhren nach § 14 Abs. 4 ist der Erwerber der Abfallsacke, bei den
Gebuhren nach § 15 Abs. 1 der Anlieferer, bei den Gebuhren nach § 14 Abs. 7
der Ausrichter des oOffentlichen Festes und bei den Geblhren nach§ 11 Abs. 3
und Abs. 5 und § 14 Abs. 8 bis Abs. 10 der Antragsteller gebuhrenpflichtig.

Mehrere Gebuhrenpflichtige haften als Gesamtschuldner. Bei einem Wechsel
der Anschlusspflicht haften alter und neuer Anschlusspflichtiger bis zum
Eingang der Mitteilung nach § 11 Abs. 6 dieser Satzung gemeinsam.

Die Gebuhrenpflicht nach § 14 Abs. 2 und Abs. 5 entsteht mit der Aufstellung
und endet mit der Abholung der Abfallgefale. Wird das Abfallgefal vor dem 15.
oder am 15. eines Monats aufgestellt oder abgeholt, entsteht oder endet die
Gebuhrenpflicht mit Beginn dieses Monats. Wird das Abfallgefa® ab dem 15.
eines Monats aufgestellt oder abgeholt, entsteht oder endet die Geblhrenpflicht
mit dem Beginn des folgenden Monats.

Die Geblhren nach § 14 Abs. 2 und Abs. 5 werden nach vollen
Monatsbeitragen berechnet und durch schriftichen Bescheid festgesetzt. Der
Bescheid gilt auch fiir die folgenden Kalenderjahre. Er hat so lange Giiltigkeit,
bis ein neuer Bescheid erteilt wird. Die Gebuhren werden vierteljahrlich fallig
und sind far Januar bis Marz spatestens am 15. Februar, fr April bis Juni
spatestens am 15. Mai, fur Juli bis September spatestens am 15. August und
fur Oktober bis Dezember spatestens am 15. November zu zahlen.

Die Gebuhren nach § 14 Abs. 4 entstehen mit Anforderung der Abfallsacke und
sind sofort fallig. Die Geblhren nach § 15 Abs. 1 entstehen mit der Anlieferung
der Abfélle und sind ebenfalls sofort fallig. Die GeblUhren nach § 14 Abs. 7
entstehen mit Anforderung der Abfallgefalle und sie werden 14 Tage nach
Erlass des Geblhrenbescheides fallig. Die Gebuhren nach § 11 Abs. 3 und
Abs. 5 und § 14 Abs. 8 und Abs. 10 entstehen mit Antragstellung und sie
werden 14 Tage nach Erlass des Gebuhrenbescheides féllig. Die Gebuhren
nach § 14 Abs. 9 entstehen mit Antragstellung und sind sofort fallig.

Stellt die Erhebung der Gebuhr im Einzelfall eine besondere Harte dar, so kann
der Magistrat sie aus Billigkeitsgrunden ganz oder teilweise erlassen.

§ 17
Verarbeitung personenbezogener Daten

Zum Zwecke der Bedarfsplanung, der Gebuhrenbedarfskalkulation und der
Fest-setzung und Betreibung nach MalRgabe des kommunalen
Abgabengesetzes ist es zulassig, Angaben Uber die anschlusspflichtigen
Personen mit Name und Adresse sowie Angaben Uber die angeschlossenen,
anschlusspflichtigen und anschlieBbaren Grundsticke automatisiert zu
erheben, zu speichern und zu verarbeiten. Dies geschieht auf Grundlage der
Datenschutzverordnung (DS-GVO) Art. 4 Nr. 2.
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Uber Grundstiicke im  Stadtgebiet werden folgende Kategorien
personenbezogener Daten erhoben, die verarbeitet werden:

* Adresse,

* Anzahl, GroRRe, GefaRnummer der Abfallgefalie,

» Leerungen und sonst. Meldungen zu den Gefalien,

» Sperrmillauftrage,

* Dokumente wie Vollmachten, Sepa-Lastschriftmandate,

» Formulare oder Antrage zu Gefalien, Geblhrenbescheide,

* Name, Adresse, Telefonnummer, E-Mailadresse und Ansprechpartner/in
bzw. Empfangsbevollmachtigte/r der Grundstlickseigentumer/innen oder
sonst dinglich Berechtigten an dem Grundstuick,

* Name, Adresse, Telefonnummer und E-Mailadresse und Ansprechpartner/in
bzw. Empfangsbevolimachtigte/r von anderen Anschlusspflichtigen als
den/die dinglich Berechtigte/n.

Die Daten werden solange gespeichert, wie sie flr die obengenannten Zwecke
erforderlich sind bzw. die Stadt Oberursel (Taunus) auf Grund gesetzlicher Auf-
bewahrungs- und Verjahrungsfristen hierzu verpflichtet ist.

Den von einer Datenerhebung betroffenen Personen steht das Recht auf
Auskunft nach Art. 15 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) zu sowie das
Recht auf Berichtigung falscher Daten (Art. 16 DS-GVO).”

§18
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

entgegen den § 5 Abs. 4 und Abs. 5 und § 6 Abs. 2 andere als die
zugelassenen Abfélle in die Sammelbehalter oder Abfallgefalle eingibt,

entgegen § 7 Abs. 2 den Restabfall nicht in den ihm zugeteilten
Restabfallgefallen sammelt.

entgegen § 7 Abs. 5 Abfalle zur Verwertung nicht in die daflr vorgesehenen
Sammelgefalle nach § 5 Abs. 4 und Abs. 5 sondern in das Restabfallgefal
eingibt,

entgegen § 8 Abs. 2 Abfallgefalle zweckwidrig verwendet, insbesondere diese
uberfllt,

entgegen § 8 Abs. 3 zur Abfuhr bereitgestellte Abfalle oder Abfallgefalie zu frih
bereitstellt oder geleerte Abfallgefalle und bereitgestellte Abfélle entgegen § 8
Abs. 3 oder § 12 Abs. 2 nicht unverzuglich auf sein Grundstlck zurlckstellt,

entgegen § 8 Abs. 12 Anderungen im Bedarf an AbfallgefaRen der Stadt nicht
unverziglich mitteilt,

entgegen § 9 Abs. 2 zur Einsammlung bereitgestellte sperrige Abfélle unbefugt
wegnimmt, durchsucht oder umlagert,

entgegen § 11 Abs. 1 sein Grundstick nicht an die o6ffentliche
Abfalleinsammlung anschlief3t,
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entgegen § 11 Abs. 6 den Wechsel im Grundeigentum nicht der Gemeinde
mitteilt,

entgegen § 11 Abs. 8 Uberlassungspflichtige Abfalle, die er besitzt, nicht der
offentlichen Abfallentsorgung Uiberlasst,

entgegen § 13 Abs. 1 den Beauftragten der Gemeinde den Zutritt zum
Grundstiick verwehrt,

entgegen § 13 Abs. 3 Verunreinigungen nicht beseitigt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbulte bis zu 50.000,00 EUR
geahndet werden. Die Geldbuf3e soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater
aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Ubersteigen. Reicht das
satzungsmafige Hochstmald hierzu nicht aus, so kann es Uberschritten werden.

Das Bundesgesetz Uber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils giltigen Fassung
findet Anwendung; zustandige Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Abs. 1
Nr. 1 des Gesetzes Uiber Ordnungswidrigkeiten ist der Magistrat.

§19
In-Kraft-Treten/AuBer-Kraft-Treten

Diese Abfallsatzung tritt am 01.07.2019 in Kraft.

Oberursel (Taunus), den 29.05.2019

Der Magistrat

Hans-Georg Brum
Blrgermeister

Offentlich bekannt gemacht durch Hinweisbekanntmachung in der Taunus Zeitung am
29.05.2019

16



	Änderungssatzung 14.09.2018

	Abfallsatzung 15
.10.2014 
	Abfallsatzung 04.07.2013

	Abfallsatzung 12.12.2008




